 Wir kommen zur Lage der Nationen. Ausgabe Nummer 255 vom 3. September 2021.
 Und an den Mikrofon begrüßen euch, wie in jeder Woche, Ulf Boehmeier, Jurist aus Berlin.
 Das bin ich und Philipp Hansi, ganz herzlich willkommen auch von mir.
 Wir haben wieder eine Menge vorbereitet.
 Ihr fragt euch wahrscheinlich, warum machen die denn zwei Lagen in einer Woche?
 Nun, die letzte, das war so ein bisschen übergeblieben von der Woche,
 in der wir dann das Annalena Werbung in der View gesendet haben.
 Aber da so viel zu los ist und irgendwie auch Spaß macht, achten wir.
 Legen jetzt einfach gleich wieder im gewohnten Rittenus los.
 Vielleicht wird es ja dieses Mal dann so ein bisschen kürzsure vorgenommen.
 Das denke wir jedes Mal.
 Das denke wir jedes Mal.
 Wir haben einfach immer bei den Annalämpfsstunden, das kann ich jetzt schon prognostizieren.
 Aber es ist ja immer viel los für die.
 Absolut, wir stregen uns rein.
 Deswegen geht es auch los.
 Kurz noch der Hinweis, bis das Treuehörern hören, wissen das.
 Ihr bekommt eine Kurzfassung und eine werbefreie Fassung unter pluspunkt,
 die Lage der Nation, Punktorg, für all diejenigen, den das hier zu viel Werbung ist und zu lang ist.
 Werbung.
 Wir hängen Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit, Frieden und Sicherheit zusammen.
 Und welche wichtige Rolle spielt die Entwicklungspolitik?
 Die Antworten jetzt in Entwicklungssache.
 Der Podcast des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.
 Hier diskutiert Bundesentwicklungsministerin Svenja Schulze mit Expertenin
 über die drängenden Fragen unserer Zeit.
 Der Beem-Z-Podcast in Entwicklungssache.
 Jetzt abonnieren.
 Und damit kommen wir zu unserem ersten Thema.
 Es läuft, der Countdown zur Bundestagswahl.
 Gut drei Wochen noch, dann werden am 26. September die mutmaßlich mehr als 700 Menschen gewählt,
 die uns auf Bundesebene politisch vertreten.
 Zudem werden in manchen Länder noch die Landtage gewählt, unter anderem das Abgeordnetenhaus in Berlin
 und in Mecklenburg-Vorpommern.
 Aber wir wollen das auf die Bundesebene konzentrieren.
 Denn dort ist das Rennen zwischen den Spitzenkandidatinnen, den führenden Parteien von Union, SPD und Grünen in aktuellen Umfragen so knapp wie selten zuvor.
 Nach aktuellen Umfragen sieht es so aus.
 Also Umfragen vom 2. und 3. September.
 Die Union liegt so bei 2022 Prozent, die SPD in allen Neuesten umfragen bei 25 Prozent.
 Und die Grünen schwangen zwischen 16 und 19 Prozent.
 Auch wenn man da einbrechen muss, das ist natürlich nur Umfragen sind und das ist noch bis zur Wahl hin.
 Und das viele sich erst an der Urne entscheiden.
 Aber gibt das schon mal ein Trend auf jeden Fall.
 Ja, ganz genau.
 Und es gab in dieser Woche jetzt ein paar spannende Neuigkeiten, die einfach auf Details unseres Wahlrechts auf Bundesebene beruhen.
 Und deswegen dachten wir uns, können wir einfach noch mal so einen kleinen Überblick geben, alte Lage, höhere Notöre, wissen das natürlich.
 Aber wir dachten uns, es kommen ja auch immer neue Menschen dazu und es ist einfach total wichtig, glaube ich, dass man verstanden hat, was eigentlich am 26. September die einzelnen Kreuzien zu bedeuten haben.
 Also bei der Bundestagswahl konnte ihr zwei Stimmen vergeben.
 Die zwei Stimmen, die bestimmt halt maßgeblich die Stärke der Fraktionen im Bundestag.
 Also wie viele Leute für die SPD und die Grünen und die CDU und die AfD und die FDP und auch die linken Sitzenden dann tatsächlich.
 Für die jeweilige Partei in der Fraktion und deswegen ist die zwei Stimmen eben auch Oschlaggebend.
 Für die Mehrheiten, die man sich dann da zusammenbauen kann, spricht das ist dann auch die sogenannte Kanzlerstimme, Kanzlerin in Stimme.
 Also man braucht eine Mehrheit, um Kanzlerin zu wählen und darüber entscheidet halt die zwei Stimme.
 Ja, ganz genau. Und dann haben wir aber in Deutschland eben nicht nur ein reines Verhältnis-Wahlrecht.
 Ja, dann die Stimmen, die Stärke der Fraktionen.
 Sondern wir haben ein sogenanntes personalisiertes Verhältnis-Wahlrecht, das heißt also es gibt noch ein persönliches Element.
 Und das wird verkampert, wird realisiert über die sogenannte Erststimme.
 Diese Erststimme bestimmt, welcher Kandidat, welche Kandidatin, in einem der 299 Wahlkreise,
 und das direkt man daat gewinnt.
 Und dabei gilt das reine Mehrheitsprinzip, das heißt auf Gooddeutsch The winner takes it all.
 Ja, nur derjenige, der die meisten Stimmen auf sich vereinigen kann, kommt in den Deutschen Bundestag.
 Alle anderen Stimmen sind verloren.
 Ja, da haben wir im Pet zwei Ausrufezeichen dahinter, denn das ist ganz wichtig zu wissen.
 Bei der Erststimme gewinnt der erste und alle anderen Stimmen sind für die Tonne.
 Du kannst also mit, was ist es, ich 20% der Stimmen, kannst du ein Wahlkreis gewinnen, wenn du, wenn alle anderen weniger als 20% bekommen.
 Genau.
 Jetzt ist die Frage, kriegen wir auch mails und besser im Forum, aber da gibt es auch diskutiert.
 Wen soll man denn nun mit seiner Zweitstimme wehren?
 Also wir machen jetzt hier keine Wahl, Empfehlung, aber so strategisch prinzipiell 53 Parzahlen sind vom Bundeswahlauschuss für die Wahl zum 20.
 Deutschen Bundestag eben zugelassen.
 Die Zweitstimmen zählen, aber im Grundsatz nur dann, wenn die Parzei eben auch bundesweit, mindestens 5% dieser Zweitstimmen bekommt.
 Das heißt für eine Partei, die unter 5% bleibt zählen.
 Diese Stimmen nicht, die sind einfach weg.
 Genau, das ist auch wiederum wichtig zu wissen, wenn eine Partei die 5% hörte, wie sie landläufig heißt, reist, dann sind diese Stimmen jedenfalls für die Kräfte verhänden,
 dass er eben Deutschen Bundestag verloren und das bedeutet, wenn man eine so kleine Partei wählt, dann stärkt man damit relativ diejenigen Partei, die reinkommen, ja, unter anderem auch die AfD.
 Und deswegen ist es ja so eine verbreitete Warnung, dass man eben nicht zu kleine Partei wählen soll, die mit Sicherheit nicht reinkommen.
 Nach den aktuellen Umfragen ist es jetzt also so, von diesen sonstigen Parteien, die da immer noch so abgefragt werden, erreicht keine, die 3% Marke, die 9 unteren Prozent verteilen sich insgesamt auf 48 Parteien.
 Und deswegen überlegt euch bitte sehr, sehr, sehr, sehr genau, welcher Partei ihr eure Zweitstimme gibt, ob ihr wirklich einer Partei die Zweitstimme geben wollt, die aktuell im Nicht-Messbaren 1,2,3% Bereich liegt.
 Denn die Gefahr ist sehr groß, dass diese Stimme für die Tonne ist. Und das ist genau das Problem.
 Nun kann man natürlich sagen, wie so denn eigentlich für die Tonne, wir hatten ja vor ein paar Wochen schon mal auf die 5% würde hingewiesen.
 Und da kamen wir dann das Gegenargument bei uns im Lageforum, wenn ihr mitdiskutieren wollt, Talk.Lage der Nation.org, ja, unser Forum.
 Da kamen also das Gegenargument, was ist der mit der sogenannten Wahlkampfkostenerstattung? Die Kleinstparteien kommen zwar nicht in Bundestag, aber immerhin bekommen sie ja Geld für meine Stimme.
 Macht es dann nicht trotzdem Sinn, eine Kleinstpartei zu wählen, um sie wenigstens finanziell zu unterstützen?
 Im Prinzip ist das richtig, wenn eine Partei 0,5% der Zweitstimme bekommen hat.
 Ja, aber dann kriegt sie halt nicht mal ein Euro pro Stimme. Und das heißt, wenn ihr denn dieses Argument für Belast behaltet und ihr diese Partei irgendwie wählt, um sie auch finanziell zu unterstützen, dann macht das anders, dann wählt sie nicht, sondern spende das Geld lieber direkt.
 Wenn das das Problem ist. Also natürlich wollen wir jetzt niemandem sagen, und man darf keine Kleinstpartei wählen, wenn man jetzt irgendwie das Tiefe bedürfnis hat.
 Und das richtig findet auch, wenn die dann nicht im Bundestag vertreten ist, ist das natürlich eine völlig lege Time-Entschaltung.
 Das ist keine falsch versteht. Aber die finanzielle Unterstützung der Partei ist ein sehr schlechtes Argument für eine solche Warnentschaltung.
 Und dann spendet er etwa 1 Euro oder 5 Euro per Überweisung oder so. Dann habt ihr der Partei mehr geholfen, als mit einer Stimmel, wenn die eben sicher nicht reinkommen.
 Kleines Detail müssen noch nachtragen. Stichwort Grundmandate. Also das haben wir eben gerade übersprungen. Es gibt eben eine 5% Hörde, wo grundsätzlich mal eine Partei nur dann in den deutschen Bundestag gekommen ist, wenn sie mindestens 5% der 2-Stimmen-Bundesweit-Errung hat.
 Dafür gibt es auch eine Ausnahme für jede Partei, die mindestens 3 Direktmandate auf sich vereinigen kann. Dann gilt diese 5% Hörde nicht und diese sogenannten Grundmandate, die 3 Mandate, die sie direkt bekommen hat.
 Fürn dazu, dass auch eine Partei mit unter 5% der Stimmen in den Bundestag kommt. Zwei Deaußnahme in nationale Minderheiten.
 Zum Beispiel der Südschleswigsche Wählerverband, eine Partei in Schleswig-Holstein insbesondere, die die dänische Minderheit vertritt. So jetzt haben wir euch aber Beispiele versprochen, wo das Wahl recht einfach spannend wird.
 Und zwar kleine, wie soll ich sagen, bemerkenswerte Sensationen aus Nordrhein-Westfalen.
 Amin Laschet wird höchstwahrscheinlich, wo gar kein Mandat im Deutschen Bundestag bekommen, wie die mal rausgeht. Wir wissen es erst, wenn die Wahl gelaufen ist, aber wahrscheinlich sitzt der höchstwahrscheinlich im Bundestag. Warum?
 Amin Laschet bewirbt sich nicht um einen Direktmandat. Hat der mal gemacht, Wahlkreis Aachen 1 hat dann 1994 gewonnen, hat dann aber, in seinem letzten Versuch 1998 verloren, gegen Ula Schmidt.
 Seit 2009 hat dann dreimal der CDU-Mann Rudolf Henke diesen Wahlkreis gewonnen und Amin Laschet hat jetzt darauf verzichtet, anstelle von Henke diesen Wahlkreis wieder direkt anzustrickt.
 Also, also, also, weil so ein Wahlkreis gewinnt, also über einen Direktmandat, der zieht oder die zieht definitiv in den Bundestag ein. Das ist immer so.
 Wenn der den Wahlkreis gewinnt, das heißt, du gewinst ein Wahlkreis, kommst du in den Bundestag, nur mehr da Wort.
 So, wenn er jetzt aber gar nicht antritt, kann er natürlich nicht gewinnen und so auf jeden Fall nicht in den Bundestag kommen, dann ist die andere Frage, ja, kommt er dann über diese Landesliste, über die wir ja auch im Kontext Saarland und Grüne gesprochen haben, aus der ja die verbleibenden Plätze im Bundestag aufgefüllt werden, die eine Fraktion über die Zweitstimmen bekommen hat.
 Kommt dann Amin Laschet über so eine Landesliste, die CDU-Landestliste NRW, in den Bundestag.
 Da würde man ja denken, Amin Laschet hat den Liste in Platz 1 der CDU-Northand Westfalen.
 Da würde man ja denken, na, der erste Platz auf der Landesliste der dürfte ja relativ safe sein? Nein.
 Es ist nämlich überhaupt nicht klar, ob Platz 1 überhaupt zieht. Es ist also immer wieder schon mal vorgekommen, dass selbst der erste Platz der Landesliste nicht gezogen hat und zwar nämlich dann, wenn die Partei schon über die Direktkandidaten mehr Plätze im Deutschen Bundestag bekommen hat, als ihr überhaupt nach dem Ergebnis der Zweitstimmen zustimmen würden.
 Wie gesagt, die Zweitstimmen bestimmt. Wie viele Mandate eine Partei im Bundestag hat, das wird dann nach einem komplexen Verfahren quasi runtergebrochen auf die einzelnen Länder und dann weiß man hinterher aus dem Land Nord-Northand Westfalen stehen der CDU-X-Mandate zu.
 Wenn sie jetzt aber schon mehr als X-Mandate über die Direktkandidatoren gewonnen hat, in NRW.
 In NRW. In NRW. Und da gibt es jetzt sogar noch eine gewisse Verrechnung zwischen den Landeslisten.
 Das ist den Neubar dieser Bundesstagswahl. Ein Verfahren, das so ultra kompliziert ist, dass selbst das Bundesverfassungsgericht zweife an der Verfassungsmäßigkeit geäußert hat, wegen Unverständlichkeit der gesetzlichen Regelung.
 Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Deswegen gehen wir auf dies Detail nicht ein, aber grundsätzlich gilt, man schaut, wie viele Mandate stehen der Partei aus dem Land Nord-Northand Westfalen zu.
 Dann zieht man die direkt gewonnenen Mandate ab und der Rest wird aus der Dista aufgefüllt, wenn man aber schon über die Direktkandidatoren mehr Mandate gewonnen hat, als nach der Zweitstimme zu stehen.
 Dann bleibt nichts mehr von der Liste aufzufüllen und dann sagt man, dann zieht selbst Platz 1 dieser Landesliste nicht.
 Und nach allem, was wir jetzt wissen und nach allem, wie wir die Prognosen so verstehen müssen, wird das genau der Fall sein.
 Und deswegen wird Armin Laschet wahrscheinlich nicht in den Deutschen Bundestag einzeln.
 Und ist natürlich die Frage, ja, kann er denn dann noch Bundeskanzler werden.
 Das könnte er trotzdem werden. Der Deutsche Bundestag kann im Prinzip jeden Menschen, der zum Bundestag Wahl berechtigt, ist auch zum Bundeskanzler werden.
 Dafür braucht man also kein Mandat im Deutschen Bundestag. Aber er kann natürlich kein Oppositionsführer werden, wenn er nicht Mitglied des Deutschen Bundestages ist.
 Traditionell ist der Mensch, der die größte Oppositionsfraktionen anführt, quasi der Oppositionsführer im Deutschen Bundestag.
 Und dazu müsste Armin Laschet Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion im 20. Bundestag werden. Und ohne Mandat ist das schwierig.
 Deswegen hat er sich wahrscheinlich auch schon vor einigen Monaten abgesichert, also so eine Art Rückkehrrecht nach NRW gesichert, indem er den Parteitag der NRW CDU auf den Herbst hat verlegen lassen.
 Und auf diesen Parteitag wird dann eben unter anderem der Vorsitzende der CDU gewählt und wahrscheinlich auch dann der neue oder bleibende Ministerpräsident Defaktor bestimmt.
 Und das soll dann halt im Erbst passieren, nach der Bundestagswahl und so könnte Armin Laschet auch wieder nach NRW zurückkehren, wenn er den...
 Kein Kanzler wird.
 Das wird ehrlich gesagt eine ganz spannende Beratung auf diesem CDU/CSU-Landesparteitag. Ich bin sehr gespannt, ob Armin Laschet, wenn er auf Bundes-Ebene gescheitert ist, auf Landes-Ebene quasi noch mal irgendwie so eine Art ruhiges Altenteil bekommt.
 Oder ob dann die CDU im Land nicht sagt "Nee Armin", also sorry.
 Jetzt kaum nicht. Kann man irgendwie nicht vorstellen. Also dann ist man irgendwie ja schon ziemlich erloser. Das wird jedenfalls lustig. Ja, der andere Schocker der Woche war scheitert die CSU an der 5%-Hörde?
 What?
 Hat der Spiegel überlegt in diesem Newsletter, der sich nennt "Die Lage", Super-Waria 2021. Natürlich ein ex-quisitor Name, Glückwunsch an die Kollegen und Kollegen, als war dieser Stelle.
 Wie kommt der Spiegel zu dieser schönen Überlegung? Die CSU könnte eine 5%-Hörde scheitern ganz einfach. Die Augsburger Allgemeine hat eine sogenannte Bayern-Umfrage in Auftrag gegeben, der sieht die CSU bei 34,5%.
 Überhin 8 Punkte weniger als noch vor einem Monat, also massive Einbrüche, auch für die Schwesterpartei der CDU.
 Ja, alles Umfragen, die üblichen Disclaimer gelten auch hier. Und das führt zu dem interessanten Nieben-Effekt, dass die CSU, falls es so weitergeht. Erstmals in ihrer Geschichte bei einer Bundestagswahl die 5%-Hörde reichnen könnte. So schreibt der Spiegel. Denn der Witz ist eben, dass die 5%-Hörde wieder so schön heißt im Bundeswahlgesetz im ganzen Wahlgebiet berechnet wird.
 Ja, und das heißt also man muss bundesweit 5% kriegen, auch wenn man nur in einem Bundesland antritt, wo wie die CSU, da gibt es ja Sinn-Dil, CSU und Bayern, CDU im ganzen Restereboblik, aber sie sind halt so eine Gemeinschaften.
 Deswegen dritt die CSU und Bayern ein, das heißt, sie muss nur mit ihren Bayerischen Zweitstimmen bundesweit 5% überspringen.
 Genau, und dazu schreibt der Spiegel, als ein Bundeslandpartei müsste sie, die CSU, je nach Wabeteiligung und der gesamte, gültigen Stimmen bundesweit und den Bayern mindestens auf etwa 32% im Freistaat kommen, um die Hörde im Bund zu überwinden.
 So, und jetzt sagt halt die aktuelle Umfrage, was sagt sie 34,5, 32 brauchen Sie? Also, das sieht so aus, als würden die dazu mindestens sich von oben nah an diese 5%-Hörde bundesweit ran rum.
 Und dann sagt dieser Biegeler-Tikel weiter, okay, das wird dann nicht dazu führen, dass sie komplett rausfliegt aus dem Deutschen Bundestag, wenn sie die 5%-Hörde heißt Zitat, da die Parteien noch immer gute Chancen hat, alle 46 Wahlkreise in Bayern zu gewinnen, wird sie selbstverständlich auch weiterhin im Parlament vertreten sein, nämlich mit diesen 46 Mandaten meinte Spiegel.
 Und dann muss man sagen, ja im Grundsatz stimmt das, die 5%-Hörde wird bezogen auf das ganze Wahlgebiet, das ist das Bundesgebiet und ja, die 46-Direkt-Mandate kann die CSU in jedem Fall behalten.
 Und ja, diese Mandate wären, wenn es denn so wäre, wie der Spiegel schreibt, auch alle Überhangmandate, weil ihr ja bei einem Scheitern an der 5%-Hörde nach zweitstimmen, null Mandate zu stehen würden.
 Das heißt, diese Überhangmandate müssten fast alle ausgeglichen werden, das würde den Bundestag enorm aufblähen.
 Aber ich glaube, wir glauben auch der Bundeswahlleiter, den wir dazu befragt haben, glaube ich, dass da der Spiegel was übersehen, denn wie so oft hilft ein Blick ins Gesetz, die 5%-Hörde ist im Parcalf 6, Absatz 3, Satz 1, des Bundeswahlgesetzes geregelt und direkt danach findet sich ein ganz spannender Satz 2.
 Und dieser Satz 2 lautet, Satz 1, die 5%-Hörde findet auf die von Parteien nationaler Minderheiten eingereichte Listenkaneranwendung.
 Ja, schließlich heute in Schawila-Verbanden, wir haben es gesagt, aber ich glaube, das wäre eine etwas böse Artige Interpretation, wenn man die Bayern als nationale Minderheit angruppieren würde und sie damit auch von der 5%-Hörde ausnehmen würde.
 Ich glaube, so weit würden selbst die Bayern nicht gehen, selbst wenn das in erlauben würde, diese 5%-Hörde zu ignorieren, sich als nationale Minderheit hinzukruppieren.
 Dieser Weg um die 5%-Hörde herum derfällt aus, aber für die Bayern gilt ein anderer Weg, wie für alle anderen übrigens auch, der an der 5%-Hörde vorbeiführt ins Parlament.
 Ganz genau, denn da müssen wir nochmal ins Bundeswahlgesetz gucken, jetzt schauen wir auf diesen Satz 1.
 Bei Verteidung der Sitze auf die Landeslisten werden nur Parteien berücksichtigt, die mindestens 5% der 2. Stimmen erhalten.
 Oh, da, in mindestens drei Wahlkreisen einen Sitz errung haben.
 Genau, das ist sozusagen der Weg. Du musst nicht 5%-Bundesweit der 2. Stimmen bekommen.
 Um ja, was sind das eigentlich? Die Direktmandate kommen ja eh rein.
 Ja, klar, das ist einfach ganz normal, deine 2. Stimmen gezählt werden.
 Und damit die, man dat nach der Liste potenziell zusteht. Dazu musst du in die 5%-Hörde überspringen oder du musst mindestens 3. Direktmandate bekommen.
 Und das nennt sich die sogenannte Grundmandatsklausel. Wenn du also 3. Direktmandate hast oder 5%, dann zählen deine 2. Stimmen für die Verteidung der Sitze im Bust.
 Ah, sonst würden sie einfach wegfallen und jetzt werden sie gezählt. Jetzt werden sie gezählt.
 Und mit einbezogen in die Prozent der alle Verteilung der 2. Stimmen im Bust.
 Also mit anderen Worten, die 5%-Hörde zu überspringen, ist nur eine von 2 Möglichkeiten, damit die 2. Stimmen zählen.
 Die andere Möglichkeiten sind die 3. Direktmandate oder eben, wenn es wird, sind die 3. Direktmandate im Bust.
 Und der Spiel hat also offensichtlich übersehen, dass die CSU die 5%-Hörde gar nicht knackt muss, solange sie 3. Direktmandate gewinnt.
 Und man muss sagen, diese 3. Direktmandate, das sollte die CSU trotz des CDU/CSU-Kandidaten am Inlasschen eigentlich noch schaffen.
 Ihr seht also mit diesen Direktkandidaten, das war früher immer eine recht drögel Veranstaltung. War einigermaßen klar, war immer, wer da gewinnt.
 Es gibt entweder den CDU/Candidaten, Kandidaten oder CSU oder eben SPD/Candidaten oder Kandidaten.
 Aber mittlerweile ist das relativ dicht, auch weil die Parteien aneinander gerückt sind, sind eben auch in vielen Wahlkreisen,
 diese rennen alles andere als entschieden. Und da treten ja durchaus interessante Menschen an, um in den Bundestag einzuziehen.
 Wie gesagt, wer so ein Wahlkreis gewinnt, ist drin, nur mehr da wat.
 Und wir haben einfach ja eben schon am Beispiel von Armin Laschet erläuert hat, dass das eben alles nicht so ganz einfach ist.
 Plätze auf der Liste ziehen nicht immer, für viele Kandidierende kommt es tatsächlich darauf an, ob sie ihr Direktmandat gewinnen.
 Wenn nicht, kommen sie gar nicht in den deutschen Bundestag. Also manche, weil die Listen vielleicht gar nicht ziehen, stichwort "Übergangmandate".
 Manche aber auch, weil sie, obwohl sie sehr prominent sind, nur einen sehr schlechten Listenplatz bekommen haben, zum Beispiel der SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauterbach,
 ist offensichtlich in seinem Heimatland, das Verbanden der Nordrhein-Westfalen, wie soll ich sagen, nur so Mittel beliebt, jedenfalls haben sie ihnen auf einen extrem schlechten Listenplatz gewählt,
 oder dass er mutmaßlich nach der Landesliste der SPD gar nicht reinkommen würde.
 Deswegen muss er seinen Wahlkreis gewinnen. Sehr wahrscheinlich, um wieder in der Bundestag.
 Wenn die SPD nicht total abhebt, ich muss gestehen, ich habe jetzt nicht noch mal nachgeguckt, wieviel Prozent die SPD etwa erreichen muss, damit Lauterbachs Listenplatz zieht.
 Das ist auch ganz schwer zu progen ausdizieren, weil es ja wiederum davon abhängt, wieviel andere SPD-Leute noch ihre Dreckmandate gewinnen, weil die ja immer gesagt, erst eingerechnet werden und die Liste fühlt nur auf, was dann noch überblabt.
 Aber jedenfalls die Bottom Line ist, Lauterbach ist sehr wahrscheinlich darauf angewiesen, dass er sein Dreckmandat gewinnt.
 Und es gibt noch eine ganze Menge anderer Wahlkreise, die jetzt sehr knapp geworden sind.
 Und die Organisation Kempakt hat sich jetzt mal so ein bisschen die Rennen in bestimmten Direkt-Wahlkreisen angesehen. Also Kempakt hat zunächst mal Dutzende von Wahlkreisen analysiert, um Folgendes rauszufinden.
 Sie haben versucht, rauszufinden, wo gibt es eigentlich progressive Politiker und Politikerinnen, die keine Listenabsicherung haben wie zum Beispiel.
 Lauterbach, wo gibt es aber gleichzeitig rechte, problematische, rechts außen Politiker und Politikerinnen oder Klimafeinen?
 Oder Klima-Leugner, die ihren Wahlkreis gewinnen müssen, um in den Bundestag zu kommen und in welchen dieser Wahlkreise sind linke SPD und Grünen so stark, dass ...
 ... Kandidaten, Kandidaten einer dieser Parteien gewinnen könnte.
 So, das haben sie nicht irgendwie geschätzt und gewürfelt, sondern sie haben richtig baforser repräsentative Auffragen in Auftrag gegeben.
 Das gehe ich so einfach, weil die irgendwie relativ wenig Erfahrung so mit Direktmandaten und Erststemm in Wahlkreisen und so haben.
 Genau, also auch ein Kapazitätsproblem anscheinend.
 Auch das hat sich viel gefragt.
 Und natürlich sind erst mal bundesweite repräsentative Umfragen momentan für die Zweitstimmen eigentlich fast spannender.
 Deswegen war es gar nicht so einfach, überhaupt Umfragen machen zu lassen.
 Aber Campact hat doch immerhin für einige Wahlkreise entsprechend der Ergebnisse bekommen und auf der Basis dieser ganzen Überlegung.
 Wo gibt es überhaupt eine knappe Situation? Was machen die Umfragen?
 Haben Sie jetzt sechs Kampagnen gestartet, wo Sie tatsächlich bewusst eingreifen wollen in das Ergebnis für die Erststattung?
 Und vor allen Dingen geht es um diesen Kreis, über den haben wir ja auch schon gesprochen.
 Wahlkreis 196, wo Hans Georg Maasen antritt, um in den Bundestag zu kommen.
 Das ist ein einziger Weg, um da reinzukommen. Wir haben viel über Maasen geredet.
 Da muss man jetzt glaube ich nicht furchtbar, links progressiv durch Sift sein, um der Meinung zu sein, dass es vielleicht keine gute Idee ist, wenn Hans Georg Maasen in den Bundestag kommt.
 Also stellt sich die Frage, und das haben wir ja damals auch aufgeworfen, ob nicht die anderen demokratischen Parteien.
 Und die demokratischen Parteien einfach sagen könnten, hey, wer von den anderen, die da in dem Wahlkreis antreten gegen Maasen, hat denn hier die besten Chancen?
 Und sollten wir anderen demokratischen Parteien nicht einfach sagen? Wir wählen die.
 Wir treten der Restre zurück, wir nehmen den, der da die meisten Chancen hat und wählen einfach geschlossen den, damit der dann in den Bundestag kommt und Hans Georg Maasen war hinatwird.
 Dieser Mann ist eben Frank Ulrich von der SPD, ehemaliger DDR-Sportler, Biathlon gemacht, war sehr erfolgreich und der ist halt mit Hans Georg Maasen gleich, mehr oder weniger gleich auf, 22 Prozent hat Ulrich, Maasen hat 20 Prozent, wird also sehr knapp.
 Wobei man sagen muss, diese Umfragen sind für mich uni, das sind also die Vorserumfragen, die quasi Grundlage waren für die Entscheidung von Camping, in welchen Wahlkreisen sie sich engagieren.
 Das könnte sich noch verschoben haben, also die SPD steht ja heute in den Umfragen viel besser da als damals. Aber die entscheidende Frage ist trotzdem, was macht der Mensch, der auf dem dritten Platz liegt?
 Das ist Sandro Witt, direkt Kandidat der Linken, hat nach den Umfragen vom Juni etwa 7 Prozent, das heißt es ist fair to say, er ist selbst absolut chancenlos, dieses direkt man da zu gewinnen, bis heute weigert er sich aber seine Kandidatur zurückzuziehen.
 Und dann könnte natürlich sagen, Herr Witt müsste doch jetzt eigentlich zur Wahl von Herrn Ulrich aufrufen, also von dem SPD-Mann, um Hans Georg Maasen zu verhindern, denn alle Leute, die Sandro Witt gut finden, jetzt SPD wählen würden oder den Herrn Ulrich direkt wählen würden, dann wäre der mit einiger Wahrscheinlichkeit vormaßen.
 Aber wir haben Herrn Witt gefragt, ob er plant seine Kandidatur zurückzuziehen und falls nein, warum nicht? Keine Antwort. Und das zeigt so ein bisschen das grundsätzliche Problem. Insider dieser Kampagne von Camping hat uns gesagt, es ist ja eigentlich bei Union und FDP gar nicht unüblich so leistimmen Kampagnen, also ganz viele Menschen, die der FDP anhängen wählen mit der Erststimme in Unionskandidaten.
 Auf der anderen Seite tun sich eben die, ich sag mal, drei irgendwie links progressiven Parteien mit Vorbehalt, SPD, grüne Linke, tun sich mit solchen Kampagnen extrem schwer.
 Obwohl ja klar, es ist kann nur einer dieser drei Kandidaten gewinnen und wenn die irgendwie links progressiven grünen Stimmen sich verteilen auf die drei Parteien, dann gewinnt am Ende als Lachender dritter zum Beispiel ein Erzkonservative wie Hans Georg Maasen.
 Aber diese drei Parteien tun sich enorm schwer und dazu muss man sagen, das wäre die einzige Möglichkeit um in diesen Wahlkreisen ein progressive Menschen nach vorne zu können.
 Die Frage, die da so ein bisschen größer dranhängt und was ja worüber sicher auch einige der Kandidaten gegen die Camp Act jetzt, Kampagne macht, beklagen ist die Frage, soll eine NGO, also eine Nicht-Regierungsorganisation, ein Verein.
 Wie Camp Act sich so dermaßen in so ein Wahlkampf einmischen dürfen, also dass sie wirklich mit den Spendengeldern, die sie haben und mit der kommunikativen Kraft, die sie haben und mit ihren Freiwilligen und ihren Netzwerk und so sollen die so aktiv sich nicht nur für ein Thema engagieren, Klimaschutz drauf runter, ja nein, sondern direkt gegen bestimmte Kandidatenpolitik machen.
 Also das ist im deutschen politischen Umfeld eine relativ neuigkeit, also das ist ja eine Form von Kampagnen, die man im englischen Negativ-Kampagnen nennt, also quasi negativ Kampagnen gegen bestimmte Menschen zu machen.
 Im amerikanischen Wahlkampf zum Beispiel ist das seit Jahren völlig normal, dass man zum Beispiel auch Fernsehspots schaltet, wo dezidiert der Kandidat der anderen Seite schlecht gemacht wird.
 Das gab es in Deutschland so deutlich bisher nicht, bisher redet man nur von den eigenen Stärken, aber nicht von den Schwächen der anderen, aber in diesem Bundestagswahlkampf gab es davon ja auch schon ausnahmen, denken wir an diesen Matrioshka-Wahls-Botter-SPD, über den wir in der Lage schon gesprochen haben.
 Und Campag macht jetzt eben sowas ähnliches und ich würde denken, sie machen das ja nicht einfach so aus Juchs und Dornerei, weil sie jetzt Präferenzen haben für eine bestimmte Partei oder weil sie eine Abnahme haben gegen eine Partei, sondern Campag macht das ja auf Grundlage von inhaltlichen Überlegungen.
 Das heißt also, wenn sie zum Beispiel gegen Herrn Barreis in Baden-Württemberg-Stimmung machen, wenn sie also sagen im Barkreis 296 muss Herr Barreis verhindert werden, dann tun sie das ja nicht, weil sie dessen Nase nicht mögen, sondern sie tun das, weil sie dizidiert nachweisen, dass Herr Barreis bislang als Lobby ist für Unternehmen aufgetreten ist, die den Klimawandel befördert.
 Im Bundeswirtschaftsministerium ist er glaube ich, aber sie sind im Markehugtschatzig, ja glaube ich.
 Das weiß ich auch nicht mehr ganz genau, aber jedenfalls Campag behauptet, wir haben das nicht im Einzigen check, aber Campag behauptet, dass Herr Barreis sich verdient gemacht hat, um alles zu tun, damit es eben möglichst keinen konsequentes Einschreiten gegen den Klimawandel gibt.
 Und damit begründen Sie, dass Sie sagen, man muss Herrn Barreis verhindern, ähnlich die Argumentation auch gegen Herrn Maasen. Da sagen Sie, na ja, der ist halt extrem AfD nah, der Machtstimmung gegen Menschenmigrationentagrunde steht allenfalls mit einem Beinen auf dem Boden des Grundgesetzes.
 Deswegen darf der Mann nicht in den deutschen Bundestag und ich denke, auf der Grundlage einer solchen Inhaltsgetriebenen Argumentation kann auch ein negativ Campagnen gegen Leute oder die menschbrechen im Falle Lauterbach ein positives Campagnen gegen jemand der konsequent und zum Beispiel rationale Argumente in der Corona-Panimina vorne gebeten hat, kann das durchaus legitim sein würde ich denken.
 Genau, Thomas Barreis ist parlamentarische Staatssekretärin, und das Wirtschaftsministerium und es gab auch schon viele Presseberichte und wir haben da auch rüberrichtet, dass er doch einigen Kritikwürdigen Lobby zusammenhängen unterwegs ist.
 Und eine zweite Frage ist natürlich, das muss man schon immer sich fragen, wo kommt das Gelter für Herrn Barreis? Also ganz problematisch in den Vereinigten Staaten ist ja, dass eben Industrieunternehmen mit viel Geld in den Wahlkampf eingreifen und Schmierkampagnen starten gegen typischerweise demokratische Kandidierende, die zum Beispiel für strengere Umweltauflagen.
 Und dann wird es natürlich gefährlich, wenn also Wirtschaftsunternehmen mit viel Geld in Wahlkampf zu manipulieren, versuchen insofern Campag macht das ja jetzt in begrenzten Ausmaß und eben mit rationalen Gründen.
 Aber ich denke, wir müssen da schon darüber nachdenken, wie steht es denn um die Transparenz? Das haben wir jetzt nicht im Einzelnen geprüft, ob wie weit Campag offenlegt, wo das Geld für diese Kampagnen eigentlich herkommt.
 Aber ich denke, solche Eingriffe in den Wahlkampf von dritter Seite können außerordentlich problematisch sein, denken wir an die Industrie-Spenden aus dubiosen Quellen, die Plakatwerbung zum Beispiel gegen die Grünen gemacht haben.
 In diesem Bundesdass Wahlkampf gab es ja auch Negativ-Campagnen, wo die Grünen schlecht gemacht wurden. Und da zahl ich sich ab, dass das Geld aus AfD kreisen kommt oder aus Unternehmen, die durch Engel kontakte zu AfD aufgefahren sind.
 Also ich glaube grundsätzlich mal, kann Negativ-Campagnen, wenn es auf bestimmterer Rationale im Grunden beruht, schon legitim sein. Aber vermutlich werden wir da in der nächsten Legislaturperiode bei den Transparenz-Anforderungen nachstoren müssen.
 Also ich wüsste schon eigentlich immer gerne, wer bezahlt welche Kampagne, wer steht eigentlich dahinter?
 Wir haben uns jetzt bei Campagnen nicht genau überprüft, aber das wäre die Messlatte an der man so was messen würde.
 Wir wollten es jetzt einfach nur vorstellen, weil es jetzt bei unserer Fokus an dieser Stelle eher das Thema Wahlrecht war, wie funktioniert er es und zweitstimme und was bedeutet das für bestimmte Wahlkreise?
 Weil es eben auch ein neues Phänomen ist für Deutschland, dass sowas gemacht wird. Da sollte man auf jeden Fall genauer hinschauen, vor allem mit dem Fokus Transparenz.
 Jetzt ist natürlich ein bisschen die Frage und da kam auch wirklich viele Meldungen von euch auf Twitter und im Forum.
 Wie sollen wir denn jetzt wählen? Was sollen wir denn machen? Wie kann man sich denn da orientieren und stellt doch mal diese Apps vor, was es da so gibt?
 Und das hatten wir eh vor, machen wir gerne an dieser Stelle, weil das wirklich auch ganz interessant ist, weil es da unterschiedliche Konzepte und Ansätze auch gibt.
 Der bekannteste ist natürlich der Wallomat, der ist diese Woche gestartet, wird veranstaltet schon seit vielen Jahren von der Bundeszentrale für politische Bildung und die Dienstleistung besteht im Kern darin, welche Partreien, vertreten eigentlich welche Positionen.
 Und welche decken sich daher am ersten mit den eigenen Interessen? Und das wird gemacht.
 Kennt ihr, haben das für lieber schon gemacht? In dem halt 38 Thesen präsentiert werden in diesem Wallomat oder Fragen.
 Und dann sagt man halt, ich stimme zu, ich stimme nicht zu, man klickt auf neutral oder sagt, These überspringen.
 Und am Ende fällt halt eine Partei raus, die mit deinen Bewertungen, mit euren Bewertungen am meisten über einstimmt.
 Also, ja, das ist so, aber auch man kann ja beschlebe ich viele Parteien in diese Auswertung einbeziehen und dann bekommt man eben nicht nur eine Partei.
 So eine Art Ranking, wo man nach Prozenten sieht, wie hoch die Übereinstimmung ist zwischen den eigenen Positionen und den verschiedene Parteien.
 Und dann hast du sogar für sämtliche Parteien durchspielen, die mitgemacht haben. Also man sieht dann eine lange Latte, wo man dann irgendwie keine Ahnung von AfD bis KPD,
 ne, gibt es ja nicht mehr DKP, oder so. Ja, wahrscheinlich, die Foto-Nöfer oder so.
 Ja, genau, sieht man dann für alle Parteien die Prozente und es ist schon total lustig.
 Also ich hab mal auf alle Parteien geklickt und es war schon bemerkenswert, wo gerade diese, ich sag jetzt mal, splitter Parteien dann so politisch angesiedelt sind.
 Das ist sehr sehenswert.
 Also, ich hab mal auf alle Parteien die mitgemacht haben, das bedeutet, die Antworten, die der Wallomat eben ausgibt, die sind halt von den Parteien selber eingereicht worden.
 Also diese Themen und diese Thesen, die wurden zuvor von jungen Wählern und Wählern gearbeitet, auch mit Wissenschaftler, Wissenschaftlerinnen und anderen Experten, Experten quasi gearbeitet worden und abgestimmt worden, auf der Grundlage der Parteiprogramme, der Wahlprogramme und diese Thesen sind dann an die Parteien geschickt worden.
 Und die haben dann wiederum darauf geantwortet, um mussten halt ihren Standpunkt dann in 500 Zeichen begründen und so kommt dieser Wallomat zusammen.
 Und natürlich gibt es aber auf der anderen Seite auch eine ganze Menge an Kritik an diesem Wallomat und ich finde ehrlich gesagt die zentrale Kritik ist, dass das eben eine selbes Beschreibung der Parteien ist.
 Also man guckt nicht so richtig drauf, was die Parteien denn eigentlich wirklich machen im Deutschen Bundestag, sondern man guckt darauf, was sie sagen, was sie wollen.
 Und noch nicht mal richtig, das steht in unserem Wahlprogramm, sondern das ist eine speziell für den Wallomat formulierte Antwort auf diese Teeze.
 Ja, nein, neutral.
 Und dazu, da haben natürlich die Parteien einfach eine ganze Menge Möglichkeiten von, ich sag jetzt mal, wie soll ich sagen, so ein bisschen Wildbarschene.
 Sie können sich da in gewisser Hinsicht netter darstellen als sie sind, um jetzt vielleicht mal ein Beitspiel zu bringen, keine Ahnung.
 Und natürlich als Partei, wenn man jetzt so das Gefühl hat, im Moment sind alle dafür, dass was gegen den Klimawandel passiert könnte man so eine allgemeinen Teeze gegen den Klimawandel durchherzustimmen.
 Auch wenn man vielleicht in der letzten Bundesregierung beteiligt war und da auf der Bremdesstand.
 So, das könnte man als Partei machen.
 Insofern gibt es quasi eine grundsätzliche Kritik durchaus an diesem Wallomat, weil er eben nur auch in der Selbstbeschreibung und an den Aussagen der Parteien ansetzt, aber nicht an ihrem Stimm vorhalten im Bundestag.
 Und sonst gibt es noch ein paar andere Kritikpunkte.
 Also, das ist der Wallomat, so die Kritik verkürzt und rückt so populistische Thesen in den Vordergrund.
 Das würde ich sagen, das kann ich jetzt nicht teilen. Natürlich wird da verkürzt.
 Ich auch nicht. Natürlich wird da verkürzt, weil das ist ja der Sinn und Zwecksons könnten die Leute ja auch die Wahlprogramme durchlesen.
 Also muss man verkürzen.
 Das kann ich auch nicht erkennen. Es sind alle 40 drin, die zur Wahl antreten und vermute mal, dass die Parteien selten so sichtbar waren wie in diesem Wallomat.
 Das denke ich auch. Also gerade die Kleinstparteien, die noch nicht mal Plakate kleben können und so, die werden hier ja in derselben Weise repräsentiert wie Union und SPD.
 Also das ist ein, denke ich, eine einmalige Chance.
 Genau, das ist nur auf Deutsch vorliegt. Das ist in der Tat interessant. Die begründen es damit. Wir haben das probiert auf anderen Sprachen, aber es sei eben wie komplex so neutrale Begriffe zu finden und das sauber zu übersetzen.
 Das muss man jetzt mal so hinnehmen.
 Ich habe das Gefühl, es gab schon komplexere Übersetzungsprojekte als das hier.
 Ja. Das ist ein Minus, aber jetzt spricht nicht fundamental gegen den Wallomaten, der ja wirklich einen großen Erfolg hat und viele einfach Kontakt bringt mit diesen Inhalten und vielen in Orientierung gibt, was da kommen soll.
 Und ich mal, man kann das ja vermutlich auch mit Google Translate zum Beispiel in der übersetzten Variante nutzen. Vermutlich.
 Ein anderes Projekt, was sehr ähnlich ist, ist der Vodesweiber. Englisch, weil es in mehreren Ländern gibt, Wahlswiper auf Deutsch.
 Ist finde ich dem Wallomat sehr ähnlich. Gibt es als App für iOS und Android auch 36 Fragen zu verschiedenen Politikfeldern.
 Man kann sagen, ja, nein, enthalten und zu vielen Fragen, dass es einen großer Unterschied gibt es eben auch ein Acklairvideo. Das klingt dann so.
 Der gesetzliche Minus-Lon ist in Deutschland ein Stunden-Lon, der nicht unterstritten werden darf.
 Seit Januar 2020 beträgt er auf Bundesebene 9,9 Uhr.
 Genau, das geht dann so weiter, es ist noch ein bisschen länger, aber es gibt halt diese Acklair-Videos, so jeder Frage eigentlich, wo man sich nochmal ein bisschen erklären lassen kann, worum es da geht.
 Wenn man zu allem 9 sikt, bei der AfD, das finde ich schon mal ganz interessant.
 Das Projekt des Open Source wird gemacht von Journalisten, Studierenden der Politikwissenschaft und App-Entwicklern rund um ein Team bei der Uni Freiburg, um den Politikwissenschaftler-Uwe Warkschal.
 Was ist jetzt der Unterschied zum Wallomat? Hab ich auch einen Mellen geschrieben oder haben wir hingeschrieben und dann kam zurück. Der Vote-Sweiper sei deutlich idukativer als der Wallomat begründen sie, dass wir lassen unsere Nutzer mit den Fragen nicht allein, sondern bieten eben diese Acklair-Videos.
 Okay, Point-Taken und der Wallsweiber sei viel moderner und greife mit der Sweip-Logik und den Handy optimierten Info-Videos.
 Der modernen Menschen im Netz besser auf, also man muss dann nicht ja nein klicken, sondern kann das nach links oder rechts wechswalten im Handy.
 Okay, also quasi demokratie für die Generation Tinder.
 Okay, ich finde man kann beides machen, man kann da sicherlich auch mal beides ausprobieren und gucken, match das denn jedenfalls kein offensichtlicher Quatsch, sondern durchaus eine sinnvolle Alternative.
 Nen völlig anderen Weg geht der Wallometer der Democracy App. Der wird gemacht von einem gemeinnützigen Verein, also finanziert sich durch Spenden, gibt eine App auch hier für iOS, Geräte und Endride.
 Und auch hier können die politische Inhalte bewerten und sie dann mit den Bewertungen der Parteien vergleichen. Aber sie werden einen ganz anderen Ansatz und greifen damit so ein bisschen die Kritik auf, die ich oben formuliert habe.
 Denn die Positionen stammen nicht aus dem Wahlprogramm und werden auch nicht von den Parteien einfach so mal eben für den Wallomaten zum Beispiel formuliert, sondern diese Positionen stammen aus Abstimmungen im Deutschen Bundestag.
 Und die Frage ist nicht, was wollt ihr machen oder noch ehrlicher, was sagt ihr, was ihr machen wollt, sondern was habt ihr wirklich gemacht?
 Ja, genau. Und der Vorteil ist in dieser App wirklich so weit wir das übersehen können, sind tatsächlich alle Abstimmung der letzten Legislaturperiode drin mit Dokumenten und dem jeweiligen Abstimmungsverhalten der Fraktionen.
 Beispiel, jetzt aktuell stand drin, gesetzentwurf, kosmetik ohne Mikroplastik, dem Vorbild Schwedensfolgen.
 So, dann könnt ihr als Nutzernutzerin eben sagen, Zustimm ablehnen enthalten und der Wallometer bildet dann daraus Mittelwerte zu den Bewertungen, die ihr abgegeben habt in diesen Abstimmung und vergleich die mit den Mittelwerten, die die er berechnet hat, von dem Abstimmungsverhalten der einzelnen Fraktionen.
 Und match das dann, wie nah seid ihr eigentlich mit eurem Abstimmungsverhalten in der App, an dem Abstimmungsverhalten der einzelnen Fraktionen, dran zu wirklich allen realen Abstimmung im Bundestag?
 Ja, das ist also im Grundsatz schon eine sehr, sehr gute Sache. Auf der anderen Seite erwartet oder setzt diese App halt eine ganze Menge mehr an Engagement bei den Menschen voraus, die sich anhand dieser App orientieren wollen, denn das Problem ist, dass man in Grunde die verschiedenen Gesetzesvorlagen oder Entschließungsvorlagen über die da abgestimmt worden ist.
 jeweils erstmal lesen muss, denn die sind also normalerweise eben nicht eingedampft zu einer Teese, sondern man muss in der PDF-Datei gegebenfalls Seiten lang nachlesen, was denn eigentlich da vorgeschlagen wurde, worüber abgestimmt wurde.
 Und außerdem sind das natürlich einfach Hunderte von Anträgner. Also ich würde denken, das ist ein ganz toller Ansatz, dass man eben wirklich darauf guckt, was machen die Parteien denn wirklich? Und nicht, was ist hier die schöne Ritursegel?
 Oder was haben Sie gemacht? Genau, wie stimmen Sie denn wirklich ab? Also das ist aus meiner Sicht ein absolut zukunftsweisender Ansatz. Ich würde Ihnen nur ehrlich gesagt mittelfristig klar, muss man als finanzieren können und so würde ich Ihnen noch ein bisschen weiterentwickeln, in dess man wirklich auch diese Anträge versucht, noch mal einzudampfen auf ein bis zwei zentrale Fragen und zweitens, dass man dann für die Zwecke einer Wahlentscheidung das eindampft auf repräsentative 30-40 Fragen.
 Ja, ich habe auch mit denen gemeldet und die sagen, ja, den ist das Problem bewusst und der ist ja auch offensichtlich. Sie haben deswegen so ein reiter Empfolen eingeführt, wo nicht alle Hunderte oder ich weiß gar nicht, wie viele Gesetzesvorlagen und Beschlussvorlagen da angefallen sind in der letzten Legislaturperiode, sondern eben 69 haben Sie ausgewählt, um einfach aus allen Politikfeldern mal so drei, vier hinzulegen und dann kann man sich dadurch klicken.
 69 ist es immer noch viel, du musst sie immer noch lesen.
 Ich würde Ihnen das reiten, muss 69 PDF da teilen, jedenfalls die ersten einen, zwei Seiten lesen und dann noch verstehen. Also ganz ehrlich, das ist großartig und zugleich nur was für Harte Politik nörts.
 Also da würde ich sagen, so ein ganz kleines bisschen Weintemachen an der Stelle, aber also ganz ehrlich, das ist natürlich ein gemeintensicher Verein, die müssen wir als mit die Mittel haben.
 Also wer das für eine gute Idee hält, kann ja vielleicht einmal ein Euro hinschicken. Ich finde, dass sie sind absolut auf dem richtigen Weg. Ich sage euch ganz offen.
 Ich habe es bei dieser Bundestagswahl auch nur geschafft, so drei oder vier PDFs durchzuarbeiten, dadurch kann man Bock mehr, wo ich sonst wirklich alle Apps mal getestet habe.
 Aber diese Idee ist großartig, dass echte Abstimmungsverhalten zum Beispiel, zum Beispiel.
 Ganz nebenbei findet man das natürlich ein gutes Archiv für Gesetze und Abstimmung. Man kann da wirklich auch das Abstimmungsverhalten sich angucken. Da wird der Gesetzesstand angegeben, noch nicht beraten, erste Lesung und so weiter.
 Man kann auch das Abstimmungsverhalten ein Zinn abgeordnet, da sich angucken. Also da ist jetzt auch neben der Wahl und neben dieser Frage, wen will ich denn da eigentlich wirklich viel drin.
 Noch dazu muss man natürlich sagen, das ist natürlich das Abstimmungsverhalten der Abgeordneten, die wahrscheinlich zu großen Teilen im nächsten Bundestag nicht mehr sitzen werden.
 Weil sich einfach die Mehrheitsverhältnisse ändern werden, weil es erinnern wird. Aber Philipp, wenn man die Bundestagsabstimmung finden noch normalerweise ohnehin nicht unter Beteiligung aller Stadt, sondern es wird im Großen und Ganzen nach Fraktionen abgestimmt.
 Und es wird ja nur in Ausnahmefällen überhaupt nämlich abgestimmt. Das heißt also, abgestimmt wird im Großen und Ganzen nach Parteilinien. Wenn das mal nicht so läuft, ist das doch eine große Ausnahme. Also denken wir an Saske Esken, die 2017 mal die Staatsströgerne abgelehnt hat zusammen mit Lars Klingbeier gegen die SPD-Parteilinien. Aber das hat Schlagzeigen gemacht, weil das so eine Ausnahme ist.
 Ich glaube, es ist in sofern aussagekräftig, als es immerhin da ein Hinweis gibt, wie die Parteien so ticken. Diese Kritik von dir nimmt auf ein anderes Angebot. Das nennt sich Dein Wahldee.
 Wahl wie der Wahl. Genau.
 Genau. Richtig Dein Wahldee und auch hier geht es darum, eure Präferenzen in Deckung zu bringen mit dem Abstimmungsverhalten der vergangenen Zeit mit der jeweiligen Fraktion. Aber das Dein Wahlteam hat das eben alles eingedampft.
 So konkrete Fragen sollte in die Erforschung und Entwicklung von neuartigen Atomkraftwerken investiert werden. Sollte eine masen Impfung in Einrichtung wie Kindergärten, Schulen und so weiter vorgeschrieben werden.
 Das sind die Fragen. Darüber könnt ihr abstimmen. Und das sagen Sie, metschen Sie dann halt mit dem Abstimmungsverhalten über konkrete Gesetze aus der vergangenen Legislaturperiode.
 Natürlich sind damit nur ganz ausgewählte Themen abgedeckt. Es geht nur eigentlich mit Anträgen und Gesetzes entwürfen und vorschlingen, die relativ einfach sind und sich auf so eine Tese eindampfen lassen. Und auch Dein Wahldee geht nur im Brausern nicht in der App.
 Ja, aber es sind eben auch komplementär angebote. Könnt das ja alles mal durchprobieren. Kannst davon es dreck, sondern die haben unterschiedliche Ansätze mit unterschiedlichen Stärken.
 Man kann sich da, glaube ich, gut durchklicken und hat am Ende, glaube ich schon, eine recht gute Vorstellung, wer hier wie tickt und wem ich wie nah bin.
 Das denke ich auch. Also, jeden, das sind so die Angebote, wo man so quasi seine Partei-Preferenzen klären kann. Und dann haben wir noch ein Tipp auf der Plattform von Abgeordneten Watch.
 Dafür geht es aber nicht um die Parteien, sondern eher um die direkt kandidierenden, nämlich auf dem sogenannten kandidierenden Check.
 Kandidierenden Check in DE findet ja auch alles in den Journalz organisiert und gemacht von Abgeordneten Watch. Ein Verein, der sich die Transparenz gerade in Parlamenten auf die Fahnen geschrieben hat.
 Das Ding funktioniert auch nur im Brausern, man kann da seine Postlerzahl eingeben und dann weiß das Ding, um welche Direktkandidaten es geht.
 Dann kann man halt 24 Fragen wieder durchklicken, beantworten, ja, nein, Enthaltungen und so weiter. Und dann wird das halt gemetscht mit dem, was die jeweiligen Direktkandidierenden auf diese Fragen akkordent Watch gegen EU.
 Und so kann man so ein bisschen Gefühl dafür kriegen, wer die seit der Rekandidierenden kommt denn für mich in Frage.
 Ja, wir haben da noch einen kleinen Medien-Tipp für euch. Und zwar hat die süddeutsche Zeit und natürlich auch eine ganze Reihe von Podcasts.
 Und den dieser Woche hat uns eine Ausgabe des Podcasts das Thema gut gefallen. Das ist so quasi der Vertiefungspodcast der süddeutschen Zeitung, wo sie sich etwa eine halbe Stunde Zeit nehmen.
 Und in dieser Woche ist es deswegen so spannend, weil sie nämlich mal die Wahlprogramme der Parteien im Hinblick auf den Klimaschutz genauer betrachtet haben.
 Michael Bauchmüller und Marlene Weiß waren zu Gast bei Podcast Host Laura Terberg und es ging darum, welches Wahlprogramm überzeugt im Hinblick auf den Klimaschutz.
 Ja, bevor wir da auf die Inhalte eingehen, noch ein kleiner Tipp von mir, Leute, kauft dem Kollegen Bauchmüller. Ein schon mümftiges Mikro. Das kostet 2,300 Euro so ein Schuhe im V7B.
 Kein Sponsor, kein Nix, irgendwas. Einfach nur weil es gute eigene Erfahrung taugt, Anstöpseln, USBC geht los, auch in haligen Räumen und schwierigen Bedingungen funktioniert.
 Das empfehle ich allen, die irgendwie halbwegs öffentlich irgendwie Audio aufnehmen. Das kostet 250,300 Euro. Das kann sich in jeder Leisten, die mal in der Zoom-Komferenz rumhängt.
 Aber wenn man die Kollegen in ein Podcast da großen deutschen Tageszeitung zärt, dann kann man ihn das Ding auch mal hinstellen.
 Nichtsdestotrotz war es so weit verständlich, dass wir die Ausführung von Michael Bauchmüller hören konnten. Und es deckt sich im Kern mit der Analyse, die wir hier auch schon gemacht haben. Es gab trotzdem so ein paar Punkte, die ich noch interessant fand, die wir nicht so klar waren.
 Zum Beispiel, dass die AfD aus dem Pariser Klimaabkommen austreten will.
 Der ist jetzt im Grunde mit Donald Trump, der genau das den Vereinigten Staaten aufgedrückt hat. Ich fand das einfach ein super spannender halbes Stunde.
 Da sind einfach eine Reihe von kleinen Überraschungen dabei. Zum Beispiel auch, dass die Partei die Linke jedenfalls nach Einschätzung von Marlene Weiß, das konkreteste und ambitionierteste Programm, hinsichtlich des Klimaschutzes hingegen.
 Also Marlene Weiß macht zwar die kleine Einschränkung, dass die ein oder andere konkrete Tese, was man den Tunen müsse, so ein bisschen Oldschool ist oder ich glaube, wenn sogar das Adjektiv veraltet.
 Aber immerhin sagt die Linke am deutlichsten, was sie konkret tun will. Das ist ja ein bisschen das Problem bei Wahlprogrammen, wie konkret macht man es und wie sehr lässt man es in ungefähren und wagen und sagt, man müsste könnte sollte.
 Das wird übrigens auch in dem Podcast lange diskutiert. Nämlich die Frage, wie kommt denn das? Das Parteien sich so wenig festlegen? Ja, man will halt erst mal gewählt werden und dann schaut man mal.
 Ja, das fand ich halt eine interessante politische Überlegung, dass die halt gesagt haben in dem Programm, ja, steht wahrscheinlich zu wenig drin. Es ist relativ unkonkret.
 Aber sagt Michael Bauchmüller, einige dieser Parteien könnten durchaus mehr wollen, sie schreiben es halt nicht rein. Vielleicht kommt dann in den konkreten Koalitionsverhandlungen tatsächlich noch mehr konkreters auf den Tisch.
 Und deswegen sei es ebenso wichtig, wer diese Klimaschutzziele am ehrgeizigsten und überzeugendsten wirklich auch vertritt und verfolgt.
 Und Michael Bauchmüller wird da sehr, sehr deutlich. Und er sagt, na ja, die Union war jetzt 16 Jahre im Amt, hat die Regierung Otto und hat immer nur gebremst.
 Ich weiß nicht, ob er das sagt. Was ist ja auch gehört?
 Ja, also er hat es vorsichtiger Form, er hat jedenfalls sinngemäß gesagt, 16 Jahre Union sprechen nicht für besonderes Engagement in Sachen Klimaschutzziele.
 Ja, also sind wir sinngemäß. Aber das ist nicht zu viel in Mundgelegen. Das ist ja glaube ich auch nicht zu übersehen. Das wäre auch mein Argument, wenn es darum geht, wie ernst meinen die das eigentlich.
 Dann kann man gucken, wer war denn 16 Jahre am Ruder. Was interessante fand ich halt noch, dass sie auch bei den Grünen angemerkt haben, dass das, was da im Programm steht, nicht reicht, um auf diese 1,5 Grad Begrenzung der Erterwärmung zu kommen.
 Denn immerhin bekennen sich Linke und Grüne zu diesem Klima Budget, die anderen machen es eben nicht. Und da gab es jetzt halt dieser Tage noch eine neue Berechnung.
 Wie viel darf eigentlich die Welt noch ausstoßen an CO2-Equivalenten, um mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit bei 1,5 Grad zu landen?
 Und da sind wir halt so bei sozialen 500 Milliarden Tonnen CO2-Equivalente, dann kommen wir mit 50%iger Wahrscheinlichkeit bei 1,5 Grad an.
 Mit 400 Milliarden Tonnen Rest Budget erreichen wir mit 67%iger Wahrscheinlichkeit das 1,5 Grad Ziel.
 Und da war in der Zeit jetzt ein interessanter Erzickel, was heißt denn das eigentlich für Deutschland?
 Ja, wie viel Klima Budget hat denn Deutschland jetzt eigentlich noch und erreichen die Parteien, mit dem, was sie da in ihre Programme geschrieben haben, dieses Ziel oder schießen sie über das Budget hinaus.
 Und das ist nicht so einfach zu beantworten, weil das davon abhängt, wie überträgt man denn jetzt diese 500 Milliarden Tonnen auf Deutschland?
 Mit 500 Milliarden Tonnen, wobei man sagen muss, das ist auch nur eine Wahrscheinlichkeit von 50%.
 Das muss man sehen, da gibt es immerhin noch eine 50-50 Chance, dass sie 1,5 Grad gerissen werden. Was kein Spaß wäre, das muss man sehen.
 Also ist schon wirklich ein minimal Ziel würde ich eigentlich sagen, deswegen die 400 Milliarden sollten absolute Obergrenze sein.
 Auf der anderen Seite sagen die Projektsionen, wenn wir so weitermachen wie 2019, klar mal auf, also vor den Sondereffekten wird schon einbruch durch Corona, ja.
 Dann wäre zwischen 2008 und 2022 alles aufgebaut.
 Dann sie haben wir als Welt diese weiteren 400 Milliarden ausgestoßen.
 Also dann werden wir so anfangen, der 2030er Jahre also in zehn Jahren, als wir hätten wir das gesamte CO2 ausgestoßen, was wir ausstoßen dürfen, um mit einer noch akzeptale Zeitung zu werden.
 Und 1,5 Grad sind auch schon gravierend. Wir sehen es auch schon zum Veränderung.
 Also mit anderen Worten, wenn man sich diese Zahlen einfach mal anguckt, dann sieht man, wie eng das wird.
 Wie gefährlich das wird. Es ist also nicht so wahnsinnig, dass wir das schaffen.
 Also mir wird da immer wieder heiß und kalt. Oder wahrscheinlich ehrlich gesagt vor allem heiß.
 Und dieses Klimabudget ist halt so zentral, weil du daraus alles ableidest. Und nur die Grünen und nur die linken nennen dieses Klimabudget überhaupt als Messlatte in ihren Wahlprogrammen für das, was sie tun wollen.
 Und dann war die Zeit halt ein Artikel darüber geschrieben, ja sind denn die Programme jetzt dafür geeignet, um das Klimabudget für Deutschland einzuhalten und nicht zu verbraten.
 Und das hängt halt davon ab, wie man jetzt diese 400 Milliarden Tonnen CO2 weltweit auf Deutschland runterbringt. Das kann man im Kern auch zwei Arten machen. Entweder kannst du sagen, na gut, die Welt soll halt dazu erst CO2 einsparen, wo es am wenigsten kostet.
 Dann sind die Schwellen und Entwicklungsländer zuerst an der Reihe. Dann kann Deutschland erst mal noch mehr ausstoßen, weil es hier relativ teuer ist CO2 einzusparen.
 Das ist aber natürlich ein bisschen ungerecht, werden auch Schwellen und Entwicklungsländer sagen, warum soll ihr erstmal so weitermachen und wir müssen jetzt die Arbeit leisten, nur weil es bei uns billiger ist.
 Da kommt dieser zweite Ansatz, der Umverteilung rein zu sagen, ja wir haben dieses Klimabudget 400 Milliarden Tonnen weltweit.
 Ja das verteilen wir doch mal pro Kopf nach Anteil der Weltbevölkerung. Und da hat dann Deutschland 1,1 Prozent an der Weltbevölkerung einen Anteil.
 Und dann diese 400 Milliarden Euro pro Kopf umlegt, dann kommt man natürlich auch viel weniger Klimabudget, was in Deutschland noch zu Verfügung steht.
 Und das sagt die Zeit, ist dann doch ziemlich eindeutig. Dafür sind die Programme und die Maßnahmen, die in den Programmen auch bei den Linken festgeschrieben sind, nicht geeignet, um dieses Klimabudget in Deutschland einzuhalten.
 Bei diesen kostenoptimalen Verteilung, maybe, aber es wird eng. Ja, kleiner Fanfeg am Rande, Stefan Raamstorf hat gestern einen Papier des Umweltbundesamtes aus dem Juni getwittert.
 Ich kann das auch, ich finde es so einfach so noch mal so ein kleiner Mikro einblick in unsere Handlungsmöglichkeiten.
 Stefan Raamstorf, Forscher Klimaforscher beim Prozdemonstitut für Klimafolgenforschung, sagt mit Unterberufung auf dieses Uberpapier Tempo 130 auf Autobahn.
 Kannst du sofort machen, 2 Millionen Tonnen CO2 Minderung, mehr oder weniger sofort. Werden ungefähr die CO2-Emission von Inlandsflügen?
 Wow, also einfach nur wenn wir alle nur noch maximal 130 fahren auf der Autobahn, haben wir so viel CO2 eingespatet, wie alle Inlandsflügen verbraucht.
 Und wenn du das mit Inlandsflügen erreichen willst, musst du halt alle Inlandsflügen verbieten.
 Ja, ganz ehrlich, dann ist ja das Tempo mit 130 eigentlich ein ziemlicher No-Brayner für die nächste Bundesregierung.
 Denn das ist zum Beispiel rechts technisch total einfach, das ist eine Änderung der Straßenverkehrsordnung.
 Kann das Verkehrsministerium beschließen?
 Ja, oder steht auch so in diesem Papier drin, was wir letzte Woche vorgestellt haben. Es gibt also eine Menge, was man auch schon sehr, sehr schnell umsetzen kann.
 Bekommen zu unserem nächsten Thema, ein bisschen Juristerei?
 Es gibt ja mehrere, wir sagen mal, wir haben das gefeuert, Attack-Wektorn, das ist Quatsch, aber mehrere Hebel, mit denen eine Gesellschaft gegen die Erterhitzung vorgehen kann.
 Wir haben jetzt hier über Politikgeräte, das gibt auch habitoriell, was das ich, wie er es ein weniger Fleisch und so weiter.
 Dann gibt es natürlich aktivistisch, man kann sich irgendwie außerhalb des Parlaments auch politisch angevisieren.
 Und es gibt eben diesen juristischen Hebel.
 Und der scheint mir so in den letzten Monaten durchaus seine Kraft deutlicher zu zeigen.
 Zum einen dieses Urteil in den Niederlanden, Anfang des Jahres im Mai war es glaube ich, wo Schell der Ölkonzern von einem Gericht in den Harkverurteil wurde, seine Emission drastisch zu senken, nämlich bis 2030, also in nicht mehr zehn Jahren, um -45% im Vergleich zu 2019.
 Also maximal drastisch.
 Und dann war das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, was wir hier auch ausführlich berehdet haben, was ein enorm politischen Impact gehabt hat.
 Und jetzt kommen aktuell jetzt gerade heute neue Ereignisse, die diesen Hebel weiter drehen.
 Nämlich, "Fighters for Future" aktivistin Clara Meyer, "Greenpeace" und die deutsche Umwelthilfe gehen jetzt ebenfalls juristisch gegen nämlich deutsche Unternehmen vor.
 "VvW" - Mercedes-Benz, BMW und "Winter's Halder" - also so ein Unternehmen, was Öl und Gas fördert und transportiert.
 Ja, ganz genau. Und wir haben uns mal näher angeschaut, was die Menschen, die von Greenpeace unterstützt werden, jetzt konkret gegen VW ins Feld führen.
 Und zwar handelt es sich dabei um ein Forderungsschreiben, ein Anspruch schreiben, also ein Brief, man könnte auch sagen, im Grunde eine Art Abmanung,
 weil nämlich die Absender*innen dieses Briefs von VW ganz konkrete Zusagen, ganz konkrete Selbstverpflichtungen verlangen.
 Und konkrete Menschen wollen damit also einen Unternehmen, neben anderen, in die Pflicht nehmen, ganz konkret etwas gegen den Klimawandel zu tun.
 Und zum Beispiel zitatigen Klimagerechten Umbau des Unternehmens deutlich zu beschleunigen.
 Und der Grundansatz dabei ist und der Eindruck jedenfalls diese Aktivist*innen, dass die Unternehmen zwar gerne von Klimaschutz reden, aber dann in der Praxis zu wenig tun.
 Und auch die Sonder*innen, der Abschied vom Verbrennungsmotor gehe viel zu langsam. Vertreten werden die Leute von Rode Verhein, einer Anwältin aus Hamburg, die ja auch schon wesentlich dazu beigetragen hat, dass das Bundesverfassungsgericht, das deutsche Klimagesetz moniert hat und zu deren Veränderung beigetragen hat.
 Aber so hast gesagt, Anspruch schreiben, das ist jetzt keine Klage oder so was, was die da eingereicht.
 Also wir haben uns mit Rode Verhein ausführlich unterhalten über dieses Projekt heute vormittag und sie hat ausdrücklich klargestellt, das ist eben noch keine Klageschrift, sondern zunächst mal nur ein Anspruch schreiben, ein Forderungsschreiben.
 Aber immerhin werden die konkreten Forderungen da schon mal benannt, das sind eine ganze Reihe von Punkten, auch in Fettdruck im Grunde so ähnlich wie man das in einer Klageschrift formulieren würde.
 Deswegen habe ich sie auch gefragt, da sind denn das dann auch die Dinge, die sie für ihre Mandandschaft einklagen würden, ganz genau. Sie wollen das noch ein bisschen nachschärfen, ein bisschen substänzieren.
 Aber sie sind ganz klar dabei, eine Klageschrift vorzubereiten, sie sagen zu drei Vierteln steht auch diese Klageschrift schon mit anderen Worten.
 Wenn da jetzt keine ganz konkrete Selbstverpflichtung kommt von VW, dann würden sie auch tatsächlich zugericht gehen.
 Ja, und wie ernst ist das gemeint, ist das jetzt zum per erstand?
 Nee, ich glaube nicht. Rode für Heinz sagte mir im Gespräch ausdrücklich, sie geht davon aus, dass diese Anträge auch tatsächlich voll streckbar sind.
 Das heißt, also es ist eben nicht nur nice to have, vor wie so mal irgendwas aufschreiben, sondern sie geht davon aus, dass das, was sie von VW fordern.
 Wenn man das dann eben in einer Klageschrift auch tatsächlich vor Gericht einfordert, hinterher von einem Gerichtsvollzieher durchgesetzt werden könnte,
 sie sind aber wie gesagt noch dabei, die Klageschrift weiter auszufallen und die spannende Frage finde ich eigentlich, welche Aussicht eine solche Klage dann in Deutschland eigentlich hätte.
 Auf der einen Seite sind solche Klimaklage in Deutschland weitgehend Neulern, das muss man offen sagen.
 Aber es gibt ja eben internationales Beispiel Schellen, Niederland hat Philipp gerade schon zitiert.
 Und es gibt noch ein weiteres interessantes Verfahren, nämlich gegen den Stromkonzern RWE, das bereits vor dem Oberlandesgericht in Hamburg ist.
 Und dieses Oberlandesgericht haben, hat und das fand ich total spannender, habe ich jetzt auch im Gespräch mit Rode für Hein erfahren, hat immerhin schon einen Beweisbeschluss erlassen.
 Beweisbeschluss heißt, die wollen ein Beweis erheben.
 Genau, es läuft also quasi ein zivilrechtliches Verfahren vor diesem Oberglandesgericht haben, wo wiederum Menschen von RWE konkrete Maßnahmen verlangen und konkreten Schaden ersatz auch.
 Und dieses Urg-Hamm hat ganz offensichtlich die Klage jedenfalls für so weit schlüssig.
 Das also da einen Anspruch in Betracht kommt für den Fall, dass die Tatsachen, die die Kläger in den Vortragen auch sich beweisen lassen.
 Oder für Hein sagt, dass sei das weltweit einzige Verfahren, in dem tatsächlich mal über eine solche Behauptung von Betroffenen des Klimawandels beweisehoben wird.
 Aber sie wollen jedenfalls eine ernsthafte Beweisaufnahme und eine ernsthafte Beweis checken, ob diese Glöckcher jetzt schmelzen.
 Und diese Leute da wirklich zu Schaden kommen.
 Und das ist die entscheidende Botschaft ist, dass OIG nimmt den Fall offensichtlich ernst.
 Es hält zumindest für möglich, dass eine Verurteilung in Betracht kommt, entsprechend der mit den Klageanträgen und deswegen muss überhaupt nur Beweiserhoben werden.
 Für die Juristin Jurissen die Klage muss ja erst mal schlüssig sein.
 Das heißt also auf der Grundlage dessen, was ihm der Klageschrift im tatsächlicher Hinsicht behauptet wird, muss einen Anspruch in Betracht kommen.
 Wenn das OIG geht, dass nicht so sehen würde, könnten sie die Klage ohne Beweisehebung abweisen, weil es dann auf diesen Beweis nicht ankämen.
 Und das ist als solches schon eine ziemliche Sensation, dass also einen Anspruch privater gegen einen Stromkonzern wegen dessen Klimabeeinträchtigung überhaupt denkbar ist.
 Ja, jetzt gibt es natürlich die Frage, wie ist denn die seajoristische Hebel?
 Der Ruhius, der Schiebel ist natürlich einerseits, wenn dann irgendwie eine Klage kommt und es kommt ein Urteil, dann muss halt das Unternehmen unter Umständen, wenn es jetzt nicht erst noch rechtsmittel einlegt oder so.
 Aber wenn es an rechtskräftiges Urteil gibt, dann muss das Unternehmen halt ABC machen.
 Das ist der eine Hebel. Aber es gibt ja noch viel mehr. Also es kann ja auch sein, dass zum Beispiel die Logik in so einem Unternehmen sich ändert durch diesen juristischen Gegenwind.
 Ja, das CEO und Chefs und Chefs von solchen Unternehmen ihren Aktienären sagen können.
 Leute, wir müssen Geld in den Kampf gegen den Klimawandel stecken, weil uns A sonst irgendwelche Klagen drohen.
 Wir haben welche schon am Hals, PR ist missed, also dass sie intern auch besser rechtfertigen können.
 Warum sie jetzt Geld investieren sollen, um gegen den Klimawandel vorzugucken.
 Ja, ganz genau, denn das ist ja quasi immer die Sorge von Vorständen, den Sperinnen von Aktiengesellschaften, was wird auf der Hauptversammlung passieren?
 Und was wird mein Aufsichtsrat von der ganzen Sache halten?
 Und da wiederum kommt dann das sogenannte Stichwort Compliance ins Spiel. Compliance und Neudeutscher Begriff.
 Der bedeutet formal sich an Regeln halten und das wiederum bedeutet im erweiterten Sinne im Unternehmensumfeld,
 dass man schon quasi im umfangreiche Vorsorge Maßnahmen trifft, um Verletzungen von rechts normenmöglich zu vermeiden.
 Um einfach quasi mit sauberer Weste darzustehen, mit weißer Weste darzustehen.
 Und diese Klimaklagen tragen eben dazu bei, dass die Einhaltung von Klima-Schutz-Normen quasi unter dem Deckmantel der Compliance dann wiederum eine Rolle spielt bei der bei Entscheidung der Firma.
 Und deswegen glaube ich, ist das ein ausgesprochen spannendes Instrument und wir werden das uns in der Lage auch kommen.
 So viel können wir versprechen, können Sie können weiter anschauen, was da so passiert in dieser Stelle.
 Unser nächstes Thema, Daniel Bayers, der grüne Finanzminister in Baden-Württemberg,
 sorgte diese Woche für mächtig rummeln und die passende Meldung dazu findet sich auf der Presse Seite seines Ministeriums,
 Finanzminister übernimmt Partnerschaft für das Schneleopaden-Jung-Tier-Kamer in der Wilhelma.
 Das ist die zentrale Botschaft des Finanzministeriums.
 Das stand ganz oben, aber natürlich geht es um eine andere Meldung, nämlich anonymes Hinweisgeber-Portal freigeschaltet.
 Also, worum geht's Steuerhinterziehung?
 Die gantisches Problem.
 Transparency Deutschland, eine Gemeinnütziger Organisation, die sich unter anderem der Steuergerechtigkeit verschrieben hat, schätzt 50 Milliarden Euro pro Jahr,
 gehen durch Steuerhinterziehung verloren.
 Andere sagen, 100 Milliarden ist natürlich schwer zu schätzen, keiner weiß es genau.
 Sicher ist nur, davon könnte man sich eine Menge Luftfilter kaufen.
 Oder man könnte eine ganze Menge an Klimaschutzmaßnahmen finanzieren.
 Jetzt ist natürlich die Frage, was macht man denn eigentlich damit weniger Menschen schummeln bei ihrer Steuererklärung?
 Natürlich kann man schon heute Menschen melden und sie dann eben zum Beispiel bei der Polizei oder bei der Steuerverordnung anzeigen.
 Wenn man Hinweise hat, dass sie Steuern hinterzogen haben, also quasi falsche Angaben gemacht haben bei ihrer Steuererklärung.
 Das geht anonym, das geht schriftlich, das geht telefonisch, das geht persönlich.
 Insofern anzeigen, wegen Steuentation, auch Anonyme anzeigen, sind als solches absolutes Standard-Business.
 Und ich habe ja selber, wenn auch kurz in einer Wirtschaftsstrafkammer gearbeitet hier am Landgericht Berlin,
 da hatte ich zwar weniger mit Steuentation zu tun, aber dafür umso mehr mit den Menschen, die bei einer Staatsanwärschung,
 solche Fälle bearbeiten und bei den Finanzbehörden und die sagen, also ohne geschiedene Ehelfrauen,
 wäre unser Business double zu schwer.
 Also das ist der Klassiker, irgendwelche Ex-Freundinnen, Ex-Freundinnen, Ex-Partner, Ex-Geschäftspartner.
 Was macht ihr? Du hast mich hier übers, oh nimmst mich aus.
 Da den man mal. - Oder Klassiker, wenn man auf eBay beschummelt wird,
 von irgendjemandem und sich auf eBay nicht einigen kann, kleine Kontrollmeldung ans Finanzamt,
 denn der junge Mann, der angeblich den einen oder anderen Privatverkauf macht,
 diese Privatverkäufe auch brav, dem Finanzanmeldet, versteht sich von selber, ein Namen aus eBay verkaufen, können steuerbar sein.
 Und das machen eben viele Leute nicht. Insofern, das ist so die klassische Rache, nach einer gescheiterten eBay-Transaktion,
 kleines Fax ans Finanzamt.
 Kannst du, wie gesagt, doch, holst schon, machen telefonisch, fachschriftlich wie auch immer.
 Baden-Württemberg, Daniel Beias, geht jetzt ein Stück weiter diese Woche.
 Da kann man das nämlich jetzt auch online melden, diese, wenn man ein Verdacht hat, dass jemand Steuernenerzieht,
 nämlich auf diesem Anonymen Hinweisgeber portal, wie das heißt, da kann jeder jede,
 wie es heißt, den Baden-Württembergischen, Finanzämtern, Diskret, Sicher- und Anonymen, anzeigen von Steuerstraftaten
 oder sonstigen Verfielungen gegen Steuergesetze melden.
 Nochmals ist wirklich keine Besonderheit eigentlich. Zum Beispiel hat die Polizei Berlin seit Jahren eine Möglichkeit,
 im Internet Strafernzeigen zu stellen. Ich weiß eigentlich nicht ganz sicher, ob das auch anonym geht.
 Ich glaube, bei der Internetwache der Berliner Polizei muss man sich identifizieren.
 Da fahre ich jetzt. Aber da kann man durch die Rüte auch falsch angaben machen.
 Also jedenfalls grundsätzlich sind Online-Anzeigen jetzt keine solche Besonderheit.
 Also angeblich sagt Daniel Beias soll, dass das bundesweit erste Steuermelde-Plattformen
 sein, haben wir gesagt, spezifisch und stäuern.
 Spezifisch und stäuern und auf dieser Art. Man kann halt auch im Brausa halt Datein hochladen,
 nahme E-Mails in freiwillig und dann gibt es halt diese lustige FAQ mit der Frage,
 also da wo die ständig gefragten Fragen beantwortet werden.
 Auf den Seiten des Finanzseiten des Finanzseiten des Finanzseiten des Finanzseiten.
 Was muss ich denn zum Schutz meiner Anonymenität beachten, Fragezeichen? Antwort?
 Nichts. Punkt. Und dann geht es natürlich noch weiter, muss er sagen.
 Außer, wir müssen aufpassen, dass auf Ihrem Rechner keine Wien sind, die das als Mitschnäucheln und so.
 Aber da steht erst mal nichts. Punkt. Eine technische Erklärung, wie das wirklich genau sichergestellt wird.
 Also warum die Behörde nicht mal VIP von mir kriegt, wenn ich das da hochlade, die gibt es.
 Aber die ist nicht richtig spezifisch. Man kann das technisch nicht genau verifizieren aus dieser Antwort,
 wie das genau gemacht wird. Da wäre es besser, wenn man uns mit uns irgendwo mal genau erklärt begeben,
 machte das mit Tor, machte da irgendein bisschen blauer System, was auch Medien einsetzt.
 Also denk, da ist das. Natürlich gibt es keine Internetkommunikation und da ist eine IP-Adresse.
 Und falls so fern, man das nicht macht mit Tor, also über das sogenannte Darknet.
 Aber es gibt Systeme, die ist tatsächlich möglich machen, dass die IP-Adresse auch vor dem Menschen,
 vor dem der Organisation verschleiert wird, für die die Nachricht bestimmt ist.
 Mit anderen Worten, das geht, das klingt jetzt erst mal schräg, das wird nicht mal IP-Bertagen.
 Das geht aber irgendwann muss man vertrauen im Zweifel dann dem IT-Dienstleister des Finanzministers.
 Und da wäre es einfach cool, wenn ihr das irgendwo genauer erklären würd,
 ich hab auch noch eine Mail geschrieben, anders finanzieren wir das nicht.
 Da kamen was zurück, aber nur so keine konkreten Antworten.
 Nichts, was uns da irgendwie weiterbringen würde, so.
 Und dann kam natürlich, kannst du dann ganz klar keine Date in Annalena Berbock.
 Die sagte, geiles Projekt vom einem grünen Kollegen dort in Baden-Württemberg,
 das würden wir unter einem Stand-Or-Bundesweit machen, wollen, sagt sie, pro sieben.
 Und dann ging's natürlich los, dann quoll bei vielen der Schaum aus dem Mund.
 Finanzpolitischer Sprache der SPD-Fraktion Lothar Binding sagte, das fördert eine Kultur des Mistraunes,
 der Misconz-Unterstellung und Dienunziation CDU, CDU sagt ein Steuernpranger Handelsblatt,
 schickt mir eine Mail hier, mir so ein Newsletter.
 Für alle Blockwarte, die schon immer den Verdacht hatten, jemand betrügen ganz raffiniert den Fiskus.
 Wie sonst könne er sich wohl den neuen Mercedes leisten, dafür für solche Blockwarte sei das Portal eine schöne Plattform.
 Und dann ging's weiter zu den Gemeinsamkeiten von Rot-Grün.
 Gehört allem anscheinend nach die Förderung von Dienunzianten-Tum.
 Die FDP spricht von Blockwarte, Mentalität, die Bild von der Steuerstasi.
 Also da ist nichts ausklassen, keine Diktatur, die ihr nicht missbraucht wird.
 Die Stasi, die Blockwarte, Leute, mal echt ganz im Ernst Blockwarte haben Juden und Juden in Katzets ausgeliefert.
 Ja, ich finde erleihen schon diese politische Rhetorik komplett verstörend,
 weil da, ich mein, das muss man wahrscheinlich dem Wahlkampf zurechnen,
 dass da einfach jeder Maßstab vor Long gegangen ist.
 Wie gesagt, Blockwarte waren ja quasi vom NS-Regime-Beauftragte Bürgerinnen und Bürger,
 die also eng mit der Gestapur zusammengearbeitet haben, regelmäßig Leute verfiffen haben,
 die gesagt Juden an die Nazis ausgeliefert haben, die Stasi hat Lebenserstört,
 hat systematisch Menschen ausgeforscht, hat Menschen zersetzt,
 hat damit letztlich die Diktatur in der DDR gestärkt und stabilisiert.
 Also mal ganz ehrlich, also diese Vergleiche sind einfach komplett unverantwortlich.
 Hier geht's uns Steuerhinterziehung.
 Es gibt Gesetze, wir alle Zahlen, die die halt müssen,
 nach einem demokratisch legitimierten Gesetz, Zahlenheit, Kohle in die Gemeinschaftskasse.
 Und wer das nicht tut oder nicht so tut, wie er das tun sollte, das ist ja schlicht in der Grafen illegal.
 Das Verhand ist, geht hier letztlich um die Frage, ob wir unsere Rechtsnormen und zum Beispiel
 über die Steuern, die fertig werden und die Straftatbestände der Abgabenordnung,
 ob wir die konsequent umsetzen.
 Es geht hier nicht um Rechtsbrüche, wie das Blockwarte letztlich vorgenommen haben
 oder wie das die Stasi vorgenommen haben, sondern im Gegenteil.
 Es geht um die Durchsetzung demokratisch beschlossener Rechtsnormen.
 Und wie kann es denn sein, dass im Grunde die wesentlichen Fraktionen des Deutschen Bundestages
 allen Ernstes ein Problem damit haben, wenn Bürgerinnen und Bürger sich dafür engagieren,
 dass unser Rechtsordnung geschützt wird?
 Ich verstehe Fassungsdurchs davor.
 Ja, angenommen es gäbe eine Sendung wie Aktenzichen X-Ipsilon.
 Würden Bankräuber gesucht, würden die wahrscheinlich auch nicht losgehen.
 Bild würde wahrscheinlich sowas nie auf die Titelseite drucken.
 Wenn dann Bankräuber gesucht werden würde, bei Aktenzichen X-Ipsilon.
 Also, das ist doch total verlugen.
 Ja, wenn bei Aktenzichen X-Ipsilon Bankräuber gesucht, dann natürlich landet das bei der Bild.
 Ich weiß jetzt nicht, Titelseite.
 Aber ihr wisst, was ich meine.
 Also natürlich drucken zum Beispiel Zeitungen.
 Ich bild, wissen wir nicht, geht aber natürlich drucken Zeitungen zum Beispiel,
 Fahndungsfonds.
 Wenn die Polizei eine Öffentlichkeitsfahndung startet mit einem sogenannten Phantombild,
 findet man das in allen möglichen Zeitungen.
 Ist wäre das dann auch den Nutziantentum,
 wenn Bürgerinnen und Bürger daraufhin an die Mühe hinweise geben.
 Also, ich finde, es ist ein Benörder unter Umständen, Mörner, Mörnerinnen.
 Manchmal auch nur ein Handmarschen machen.
 Also, so schlimm ist es ja alles gar nicht.
 Also, ich finde, ich finde, ich finde, das ist völlig verstörend.
 Das offensichtlich wesentliche Teile des Deutschen Bundestages ein Problem damit haben,
 wenn Steuergesetze effektiv umgesetzt werden.
 Jetzt Zummaal auch auf der Webseite des Bayerischen Landesamtes für Steuern
 gibt es schon seit längerer Zeit übrigens eine Anleitung,
 wie man Steuerhinterziehung erkennt, wie man eine Handzeige formuliert.
 Und wo hin man sie richtet.
 Ja, vielleicht gibt es das noch nicht online.
 Aber natürlich ist es genauso appellativ, wie so ein Portal zu sagen.
 Leute, hier, wenn ihr eine Anzeige habt, wenn ihr verdacht habt, meldet uns das.
 Ja, also... - Und wie das?
 Es geht immer um diesen Begriff "Denunziation", den Nutziantentum, trifzt das.
 Also, ich finde, das lohnt sich schon, da mal so ein kleines bisschen hinzuschauen.
 Die Wikipedia zum Beispiel, definiert die Nutziantation so, dass es um eine Anzeige aus persönlichen niederen Bewegungen geht wie zum Beispiel,
 um das Erlangenseines persönlichen Vorteils will und bestandte dieser Denunziation,
 sei immer die Anzeige bei einer Übergeordnete Institution aus persönlichen niedrigen Bewegungen.
 Da muss ich ganz ehrlich sagen, das war mir bis lange nicht klar, dass diese persönlichen niederen Bewegungen
 bewegen würde, da irgendwie eine Rolle spielen. Ich finde, ehrlich gesagt, viel spannender, was aus dieser Denunziation denn tatsächlich folgt.
 Also, die eigentlich spannende Frage ist doch, liefer ich Menschen durch diese Denunziation einer unrechtmäßigen, menschenverachtenden Behandlung aus,
 wie das unter dem NS-Regime war, wie das unter der Herrschaft der Stasi war, oder setze ich schlicht die von einer demokratischen Volksvertretung
 beschlossenen Steuersätze effektiv um, indem ich den Finanzbehörden notwendig hinweise gebe.
 Ja, und dann kommt natürlich auch immer die Frage nach dem Motiv,
 so wie das ja eben auch schon beim Handelsplatz so durchkam, so nach dem Motto "Ich neide dem Nachbarn oder der Nachbarn sein oder ihr neun mehr C-Des".
 Und deswegen schwerz ich die jetzt an. Da würde ich sagen, und das gilt auch, glaube ich, für Journalisten und Journalisten ja ganz viel.
 Wenn an der Anzeige was dran ist und es stichhaltige Weg hinweise gibt, nur dann wird das ja auch weiter ermittelt,
 nur dann wird da ja aus irgendwas draus. Und wenn da was dran ist, an dieser Nummer, dann ist das Motiv doch egal.
 Ja, dann ist das Motiv, würde ich sagen, völlig egal. Und ich habe auch noch mal Christoph Trautfetter gefakt, der war ja hier auch schon mal mit dem O-Ton zu Gast vom Netzwerk Steuergerechtigkeit.
 Der also seit vielen, vielen Jahren sich um diese Frage steuerend derziehung schwarzgeld und sowas in Deutschland kümmern, was er denn jetzt von diesem Pranger hält.
 Um das Hinweisgebersystem in Baden-Württemberg gibt es gerade viel Aufregung, um nichts.
 Es ist eine Binsen-Weisheit schon seit Jahrzehnten, das der beste Mithilfe der Steuerfahndung immer die frustrierte Ex-Frau oder der neidischen Nachbar oder eben der anolümigen Weisgeber ist.
 Da ändert dieses Portal überhaupt nichts dran. Dieses den und Zianhentum, ob aus gutem oder schlechten Bewegungsgrund war tatsächlich, wie gesagt, in der Vergangenheit schon eines der wichtigsten Quellen für die Steuerfahndung.
 Und dass das jetzt digital auch im Internet möglich ist, ist mittlerweile in so gut wie allen großen Unternehmen standert, zum Beispiel auch im Nachbar-Bundesland Bayern schon so.
 Und dass die Finanzbehörden sich dem jetzt anschließen ist einfach zeitgemäß und in Ordnung.
 Da gibt noch so datenschutzrechtliche Gründe und Fragen, die habe ich auch dem Finanzministerium gemäilt.
 Da kam keine substanzielle Antwort zurück, also die Frage ist ja, wenn da Leute angeschwerzt werden anolüm, dann müssten diese Leute eigentlich von der Behörde informiert werden, das über sie dort Daten anfallen.
 Jetzt ist natürlich die Frage, wenn du den Hinweisgebern einerseits zusicherst, wir wissen nichts von dir, du bist anonymen, wir können nur über so ein anonymes Postfach mit dir kommunizieren, was es da gibt.
 Da ist natürlich die Frage, wie sollen denn jetzt die Leute über die dort Daten angegeben worden, mit den Hinweisgebern und Geberinnen?
 Aber kommunizieren.
 Ich habe nicht gesagt, also das halte ich auch für einen Scheinproblem, denn wenn die Behörde die Daten nicht hat, kann sie sie natürlich auch nicht rausgeben. Aber das ist ja überhaupt kein neuer Sachverhalt, das ist keine neue Situation.
 Das besieht doch auch heute regelmäßig, dass du einen anonymen Briefkriegs- oder Absender als Behörde hast du ja auch überhaupt keine Daten.
 Es ist einfach nur ein anonymerberief im Internet.
 Nur dass die Behörde, das muss man natürlich schon zu gestehen, quasi bestimmte technische Voraussetzungen geschaffen hat, dies leichter machen, tatsächlich anonyme Hinweise zu geben.
 Aber die Tatsache, dass man da über den Urheber keine Auskunft geben kann, finde ich es überhaupt keine Neuigkeit.
 Ich finde diese ganze Aufregung, wie du hast es gesagt, wir empfällig verlogen.
 Und ich denke auch, da sollte man jetzt nicht irgendwelche Datenschutzprobleme konstruieren.
 So dann die entscheidende Frage ist immer, ist da im Ergebnis was dran? Ist da nichts dran?
 Dann werden die Behörden das prüfen, werden das merken, dann wird das Verfahren eingestellt.
 Dann kriegt man, wenn es schon bei der Staatsanwahl schaut, aufgeschlagen ist, kriegt man dann eben eine Einstellungsmitteilung und dann war es das.
 Und wenn was dran ist, wie gesagt, ist aus meiner Sicht das Motiv der Anzeige völlig egal.
 Dann sollen man sich auch für seine Steuerschweine rein nicht damit rausreden, dass vielleicht das Motiv der Anzeigen in Person nicht das sauberste und herste gewesen sein mag.
 Nein, dann muss man sich eben an die Nase fassen. Hätte man keine Steuern hinterzogen.
 Dann hätte man jetzt auch kein Problem.
 Das ist doch die entscheidende Frage. Das ist im Grunde reines der Railing, eine reine Nebelkärztestrategie, eine reine Verantwortungverschiebung von dem Menschen der Steuern hinterzogen hat,
 hin zu dem Menschen, der den Behörden dabei hilft, diese Steuern hinterziehen, konsequent zu verfolgen.
 Und diese Verantwortungverschiebung sollte man auf gar keinen Fall mitmachen.
 Medial nicht. Insofern ist die Kommentare aus dem Handelsblatt, aus der Bild, skurril anders kann ich es nicht bezeichnen.
 Und noch schlimmer finde ich, ist das Menschen aus dem Deutschen Bundesdach diese Verantwortungverschiebung mitmachen.
 Die Schweinerei ist doch nicht, wenn man einen Hinweis gibt, die Schweinerei ist Steuern zu hinterziehen.
 Kann man das bitte mal deutlich sagen?
 Ja, vor allem, also was ja dahinter steckt, ist dieser in Deutschland ja noch nicht so richtig ausgereifte Kulturwandel und diese Vorstellung von Wisselbläuer.
 Das gilt ja jetzt nicht nur für Leute, die hingehen mitbelegen und sagen hier, der oder die hinterzieht Steuern,
 sondern das gilt ja auch für Wisselblauer, Wisselbläuerinnen, Hinweisgeber, Ausbehörden, Ausfirmen, die von Gesetzesübertretungen und Fehlentwicklungen,
 was mitbekommen und das dann auf die eine oder andere Weise öffentlich machen.
 Verdacht, unter dem, die ja immer stehen, ist dieses, du bist denunziant, stellst die Leute an den Pranger, bist du hier nicht loyal, was machst du da eigentlich?
 Und in Deutschland fehlt es noch an dieser Vorstellung, das sind gute Menschen, wenn die das tun, wenn es dafür ein öffentliches Interesse gibt, wenn sie dafür belege haben,
 dann ist es oft so, dass man diese Menschen nicht an den Prar stellen sollte, sondern sie besser schützen sollte als derzeit der Fall ist.
 Genau, das ist das Problem, da tut sich der deutsche Bundestag ja auch außerordentlich schwer, da wollen wir jetzt nicht zu tief einsteigen, aber es gibt eine Wisselbläuer, Richtlinie der Europäischen Union,
 weil auf europäischer Ebene dieser Schutz von Hinweisgeber, innen schon als große demokratische Notwendigkeit erkannt worden ist.
 Und diese Richtlinie ist vom Deutschen Bundestag außerordentlich eng umgesetzt worden, also so eng wie es eben möglich ist vermutlich sogar unter dem Strich deswegen verfassungswidrig, weil gleichheitswidrig, weil sie nämlich zu einer massiven Diskriminierung von Inlandern führt.
 Das Hintergrund ist da so ein bisschen schwieriger europa-rechtlicher Hintergrund, also die EU hatten nur eine begrenzte Gesetzgebungskompetenz kann im Grunde nur eine Diskriminierung von EU-Ausländern wirklich verbieten.
 Und deswegen werden jetzt im Ergebnis EU-Ausländer besser gestellt als Deutsche, also in grenzüberschreitenden Sachverhalten gelten günstigerer Regelung für Wisselbläuer innen als in reinen nationalen Sachverhalten.
 Warum? Weil die große Koalition insbesondere sich nicht zu einem konsequenten Schutz von Hinweisgeber innen durchrinken konnte zum Beispiel auf Druck von Unternehmen verbinden.
 Also das ist ein ganz trauriges Kapikel, insofern klar auf der Tuduliste für die nächste Legislaturperiode, was ist denn eigentlich mit Hinweisgebenden?
 Und ich würde noch auf einen Punkt am abstießen eingehen wollen, wenn man jetzt so sagt naja, es war so ein Argument, dass uns einen Sanger mal Experte für dieses Thema im Hintergrund gespräch, jetzt genannt hat, ihr sagte so naja.
 Also wenn da so jetzt ganz ganz viele Hinweise kommen, dann werden ja zahlose Steuerstrafer fahren, losgetreten und wir können doch jetzt auch das Steuerstraferrecht nicht eins zu eins umsetzen.
 Ja, das Argument ging noch so weit, dass so ein bisschen größer wir sollten nicht in einem Staat leben wollen, indem jede Regel 100% durchgesetzt wird, dass es überhaupt keine Freiheiten für Regelverstöße mehr gibt.
 Das hat also nicht gesagt, aber das Argument ist ja nicht übertreiben.
 Nicht übertreiben und dann leben wir in einem totalitären Staat.
 Wenn es den Anspruch gibt, keine Regelverstöße mehr hinzunehmen und zuzulassen, dann erfordert das aus demokratischer Perspektive völlig unverhältnismäßliche Maßnahmen.
 Gut, aber das, da denke ich, muss man zwei Sachen trennen. Natürlich will niemand in einem Überwachungsstaat leben, wo quasi kein Schritt eines Menschen mehr unbeobachtet ist, wo man zum Beispiel keine Ahnung ständig von der GPS-Position hergetrackt würde.
 Also das wäre um keinen Mordbegin zu kommen.
 Zum Beispiel, ja als Prävention, das wäre natürlich totalitär so Big Brother is Watching You. Das will tatsächlich niemand auf der anderen Seite, aber gegen Hinweise von Privatleuten zu sagen, das es geht zu weit, weil dann ja das Gesetz quasi im 1-1 umgesetzt wird und es viel zu wenig Spielräume gibt quasi Gesetze zu brechen, dann würde ich sagen, wenn das so ist.
 Ja, wenn wir wirklich nicht wollen können, dass das Gesetz komplett umgesetzt wird, dann würde ich denke, dann muss das Gesetz geändert werden.
 Wenn wir ein Gesetz erlassen, zum Beispiel ein Steuerstrafgesetz, von dem wir nicht wirklich wollen, dass es 1-1 umgesetzt wird, dann ist das Gesetz vielleicht einfach zu streng.
 Dann muss man ein Gesetz schrauben, denn das Argument gegen ein Gesetz kann noch nicht, oder das Gesetz gegen Wissel-Drowing oder gegen Hinweis geben, kann doch nicht sein.
 Und so haben wir uns das aber nicht gedacht mit dem Steuerstraf. Ja, das würde ja auch noch für Mord gelten, wenn du jetzt nicht willst, dass es eine Mord 100 Prozent umgesetzt wird und Mord 100 Prozent geahnt und das würde ich ja wollen.
 Da würde ich zum Beispiel dann natürlich will ich das. Ich würde nur jeden Preis.
 Nein, aber da würde doch niemand sagen, Hinweise auf möglicherweise begangenen Mordes sind aus irgendeinem Grunde den Nutzianten zu machen.
 Ja, so ist es.
 Und das ist ein Schutraus, weil die Frage ist ja, das insinuiert ja, das Hinweise aus der Bevölkerung, Hinweise auf Steuerhinterziehung, dazu führen, dass das nicht mehr möglich ist und dazu führen, dass dieser Freiraum sie zu begehen auf 0 gesenkt wird.
 Das ist ja aber längst nicht der Fall.
 Das ist ja immer noch nicht der Fall.
 Nein, und ich würde auch gerne sagen, dieses Argument, wir brauchen im Grunde schlechtes Enforcement, weil sonst insgesamt zu illiberell wird.
 Das geht ja nicht um total Überwachung, wenn es geht ja um wir brauchen ein schlechtes Enforcement.
 So ist das Argument, wir brauchen quasi so eine Art Quote von Taten, von Regel, Regel, Verstößen, die nicht geahndet werden.
 Da würde ich immer sagen, wenn das tatsächlich so ist, wenn ihr wirklich findet, wir haben hier eine Regel, von der wir gar nicht wollen, dass jeder Verstoß geahndet wird, dann würde ich ganz ehrlich sagen, dann muss man nochmal kritisch über die Regel nachdenken.
 Dann ist vielleicht die Regel illibereil.
 Dann ist vielleicht die Regel illibereil oder man sagt halt, gut, wir haben das Gesetz und man muss von einer anderen Perspektive drauf gucken.
 Wir haben eine Regel, die wollen wir eigentlich gerne zu 100% durchsetzen.
 Wie keine Steuerhändel.
 Wir sollten viel dafür tun, dass das nicht passiert.
 Aber wir müssen darauf achten, dass das, was wir tun, um diese Regel durchzusetzen, verhältnismäßig ist und unser demokratischen Prinzipien entspricht.
 Und dann ist die Frage bei so ein Pranger, also Anführungszeichen Pranger, bei so einem Hinweisgeberportal, ist das eine Maßnahme, zweifel losdrückt sie dazu, beides Steuerhänderziehung bekämpft wird.
 Ist ja gar kein Unverhändnismäßige Maßnahme.
 Ist es überhaupt kein Eigengriff?
 Nuh, nuh, nuh, nuh.
 Und sie verhindert nicht, dass das nicht mehr passiert.
 Es ist überhaupt kein totalitärer Ansatz der große Freiheiten beschränkt.
 Wo wird da irgendeine Freiheit beschränkt?
 Ja, also ich finde das eigentlich Skurile, dass die Menschen, die wir eben zitiert haben, die sich eben kritisch geäußert haben, gegenüber diesem Pranger ganz offensichtlich Steuerhänderziehung in ihrer Base für akzeptabel halten.
 Oder mal auf dem Punktbrach gäbe es einen solchen Pranger für Handtaschenraub.
 Dann werden die Union die SPD sofort dabei.
 Oder insbesondere die Union, weil sie ja eben so glauben, sie haben so eine Base bei Senioren und Senioren, was wohl auch stimmt.
 Jetzt keine aktuelle Studie gesucht, aber das jedenfalls so mein Bauch gefühlt, dass da was dran ist. Die Union wäre bei einem Pranger für Handtaschenraub sofort dabei.
 Aber ein Pranger für Steuerhänderziehung ist ein Problem.
 Also Skuril.
 Wahlkampf.
 Unser nächstes Thema, unser fastletzes Thema Corona wird natürlich immer mehr zum Thema, wie wir uns jetzt trotzdem mal ans Ende geschoben.
 Denn die Zahl steigt der Neuinfektion, die Inzidenz geht wieder etwas nach oben.
 So wie wir das ja in dem letzten Folge auch durchaus vermöglich gehalten haben.
 Aber sie steigt nicht mehr ganz so doll, wie in den letzten Wochen.
 Also die Rate nimmt da etwas ab.
 Muss man mal abwarten, tatsache bleibt weiterhin.
 Es sind vor allem Kinder, Jugendliche, die infiziert werden.
 Ja, Kinder haben ein äußerst seltenes Risiko Covid richtig zu bekommen und ernsthafte Verläufe zu haben.
 Aber trotzdem gibt es sowas wie das pediratische Inflamationssyndrompimm.
 Da haben wir noch nicht darüber gesprochen.
 Kann man sich mal Corona-Update abhören.
 Anhören vom NDR keine schöne Sache. Auch Long Covid gibt's bei Kindern.
 Wie oft ist unklar, aber ist es völlig klar.
 Wir können das jetzt nicht einfach so, zum Beispiel durch die Schulen durchlaufen lassen,
 weil Kinder unter 12 ja nicht geimpft werden können.
 Oder war jetzt ein bisschen die Frage, was machen denn die Schulen?
 Ja, gibt es relativ einheitliches Bild.
 Alle wollen Präsenzunterricht, mehr oder weniger Nomadawatt.
 Alle sagen Masken, die einen auch im Unterricht, die anderen nur auf dem Flur.
 Alle sagen wir Lüften, alle sagen wir Testen und da gab es jetzt einen Wochenbericht vom RKI.
 Der daraufhin, wie es Lollitesten in Pools ist, irgendwie eine ganz gute Idee.
 Also jetzt nicht im Swimmingpool, sondern im Pool.
 Die Idee ist, man lutscht drei Sekunden an diesem Lolli, dann werden diese Lollis alle eingesammelt.
 Und um letztlich Kapazitäten in den Laboren zu sparen, werden die Lollis dann nicht einzeln,
 einem PCR-Test unterworfen, sondern als Pool.
 Man nimmt also quasi Proben von allen Lollis, mischt die zusammen.
 Und das Ergebnis für diesen ganzen Pool kommt dann am selben Abend.
 Im Idealfall, na ja, wer ist das, glaube ich sogar so.
 So soll es jedenfalls sein, dass es die Idee dabei und wenn dieses Ergebnis negativ ist,
 dann weiß man, dass alle Kids, die da ihren Lolli abgegeben haben, negativ sind.
 Das ist schon mal gut.
 Im Problem ist es natürlich, wenn der Test positiv ausfällt, weil man dann nur weiß, irgend jemand,
 oder möglicherweise auch mehrere Menschen aus dem Pool sind positiv, dann muss dieser Pool,
 wie man so schön sagt, aufgelöst werden.
 Das heißt, am folgenden Tag werden alle einzeln getestet.
 Dürfen natürlich an diesem Tag nicht in die Schule.
 Und so findet man die Covid-Fälle im Pool.
 Und am nächsten Tag kann man dann nur die infizierte Person und Kontaktpersonen gezielt
 in Quarantäne stecken.
 Das ist einfach ein relativ effizientes Verfahren, bei man dadurch mit relativ wenig PCR-Tests
 und damit sehr schnell sehr viele Menschen screenen kann.
 Um einfach zu klären, dass die Klasse klingt.
 Genau, der große Desens ist, glaube ich, zwischen den Nennern noch.
 Was heißt eigentlich Quarantäne?
 Wer kommt eigentlich in Quarantäne dann in so einem Fall?
 Und wie lange?
 Also drosten sagt, sollte die ganze Klasse sein, wenn es einen Fall gibt.
 Aber sehr kurz.
 Andere sagen, ja, es reicht eigentlich, die Erkrankten infizierten zu isolieren.
 Vielleicht noch deren Sitznachbahn.
 Das reicht, dass das reicht, sagt eigentlich niemand.
 Das ist die traurige Realität.
 Das ist in den Ländern so klar.
 Ja, aber es gibt schon auch, ich hab in der SZ-Ran-Artikel gelesen,
 haben wir auch verlinkt von der Virologen aus München, die sagt,
 also das ist nicht offensichtlicher Quatsch, das so zu tun,
 nämlich direkte Kontaktpersonen.
 Also, ein Sitznachbahn zu isolieren.
 Allerdings mit dem Vorbehalt, wie das bei Delta aussieht.
 Wissen wir noch nicht?
 Ja, und stichwort erosole, bist du sicher?
 Ja, und dann ist es ein aktuelle Statement, war von der Virologen.
 Absolut, ja, hab ich gerade heute Morgen erstert.
 Fehlt mir so ein bisschen das Verständnis, wie sie darauf kommt.
 Ja.
 Denn spätestens seit der Errosolforschung, wissen wir ja eigentlich,
 wenn man sich mit, wenn man sich 45 Minuten ohne Maske in so einem Raum aufgehalten hat,
 dann ist es egal, wer wo gesessen hat.
 Also, da gibt es ein riesen Desens zwischen den Ländern.
 Ich würde natürlich auch sagen, da muss halt die ganze Klasse,
 zumindest kurz in Karantäne.
 Ich weiß auch, wie es das auch nicht so ist,
 weil man so in einer Klasse war, ist auch nicht so.
 Und mit Walzag sitzt noch Bahn Karantäne fertig.
 Ja, fünf Tage.
 So, was gibt es noch Neues aus der Corona Front?
 Wir hatten Durber gesprochen, können Arbeitgeber-Abeitegeberinnen
 von ihren Mitarbeiterinnen,
 Auskunft darüber verlangen, ob diese geimpft sind, ja oder nein.
 Da hat sich jetzt ein bisschen was verändert.
 Ein Mittwoch wurde eine bundeseinheitliche Verordnung verabschiedet.
 Danach ist es auf jeden Fall möglich,
 dass Arbeitgeber und Arbeitgeberin ihre Hygienekonzepte
 davon abhängig machen können, ob jemand geimpft ist oder nicht.
 Sie durften aber bis lang, zumindest nach dieser Verordnung,
 nicht fragen, ob jemand geimpft ist oder nicht.
 Es wirkte so ein bisschen komisch und deswegen hat jetzt die Grokosicht darauf geeinigt,
 gestern oder vorgestern, das Infektionsschutzgesetz dahingehen zu ändern,
 dass in einigen speziellen, besonders in Siebenen Bereichen
 die Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen auskunft verlangen dürfen,
 ob jemand geimpft ist oder nicht.
 Zum Beispiel Kita, zum Beispiel Altersbetreuung in Krankenhäusern
 oder so war das ohnehin schon der Fall, dass man eine Fragen durfte und ausgumpf geben musste.
 Jetzt wird es halt erweitert auf alter Altenbetreuung, Kita und noch ein paar andere Bereichen.
 Ja, das ist ja im Grunde, das wir in den letzten Lage gesagt haben.
 Es braucht eine saubere gesetzliche Grundlage, aber dann ist das schon möglich.
 Jens Spahn hätte wohl auch gern ein allgemeines Auskunftsrechtes Arbeitgeber,
 das war wohl aber politisch nicht durchzusetzen.
 Ulrich Kälber wiederum, der Bundesdatenschutz beauftragt hat
 im Deutschlandfunke gesagt, unter strengen Datenschutzrechtlichen Anforderungen
 wäre ein solches Auskunftsrechtes Arbeitgeber, denn durchaus denkbar.
 Ich frage mich, also ein bisschen muss man Menschen wirklich in ihrer Privatsphäre schützen,
 die auch in ihrer Entscheidungsfreiheit, die sich nicht impfen lassen wollen.
 Wir haben es in der letzten Folge diskutiert.
 Also, es ist irrational, es ist unsudidarisch, es gibt vor allem ein sehr leichten
 und jedem zumutbaren Ausweg sich impfen lassen fertig.
 Und es gibt natürlich Menschen, die sich nicht hier lassen können.
 Es gibt kleine Aussen.
 Aber im Großen und Ganzen.
 Wir müssen noch eine kleine Korrektur nachliefern.
 Und zwar ist uns in der letzten Folge ein Versprecher passiert.
 Wir haben nämlich berichtet über die Unruhe in der Union angesichts der aktuellen Umfrage zahlen.
 Und dann ist uns der Satz rausgerutscht und das ein Machtverlust der Union,
 das erste Mal seit 98 wäre, dass die Union nicht in der Regierung ist,
 was wir meinten, ist nicht mehr quasi, dass sie die Regierungsbeteiligung verliert.
 Wir wissen aber natürlich, wann die Union in der Region waren, wenn nicht...
 Nein, aber wir wollten einfach nur ganz klar nachliefern.
 Natürlich hat die Union zuletzt 1988 die Macht verloren, war aber dann tatsächlich bis 2005 nicht an der Regierung.
 Wir müssen noch eine zweite Klarstellung Korrektur machen.
 Da ging es um den Soli, da hatte Amin Laschet im Triel gesagt,
 "Soli sei für die deutscher Einheit erhoben und eingeführt worden."
 Am wir gesagt, das sei falsch, der Soli sei zur Finanzierung des Irakriegs eingefordert worden.
 Das haben wir gar nicht gesagt, der ist überwiegend zu den Irakriegs.
 Oder unter anderem.
 Oder unter anderem.
 Und dann gab es im Forum und bei Twitter Einspruch.
 Das war für die deutscher Einheit.
 Also haben wir jetzt noch mal genau nachgeschaut, gesetzt zur Einführung eines befristeten Solidarzuschlags und zur Änderung von Parvorauersteuern und anderen gesetzten von 1991.
 Da steht in der Begründung vor dem Hintergrund der jüngsten Veränderungen in der Weltlage.
 In der Weltlage kann man Entwicklungen in mittleren Osten, in Süd-Ost-Europa und in den neuen Bundesländern.
 Die die Bundesrepublik Deutschland verstärkt in die Pflicht nehmen.
 Müssten zur Finanzierung der zusätzlichen Ausgaben die Haushaltseinnahmen des Bundes verbessert werden.
 Kleine Versetzung, Entwicklung im mittleren Osten war der Irakrieg.
 Entwicklung in den neuen Bundesländern war die deutscher Einheit.
 Also genauso wie wir es gesagt haben, die Irakrieg und auch noch was anderes, nah gut.
 Aber die entscheidende Präzisierung ist, dass es sich ja bei dem sogenannten "Soly" um eine Abgabe handelt, die keiner Zweckbindung unterliegt.
 Das ist nämlich das Witzig dabei.
 Es gibt drei verschiedene Typen von Abgaben, Steuern, Beiträge und Gebühren.
 Bei Steuern ist der Witz, die einfach ohne konkrete Zweckbindung in den großen Topfwandern.
 Beiträge sind dafür, dass man eine bestimmte Nutzungsmöglichkeit bekommt, Rundfunkbeiträge zum Beispiel oder Straßenausbaubeiträge.
 Und dann gibt es noch Gebühren, die in einem konkreten Gegenleistungsverhältnis stehen.
 Zum Beispiel, damit man es schwimmert kommt oder damit man seinen Müllentzorgen bekommt.
 Und der "Soly" ist nach dieser Sortierung eine Steuer, weil er nämlich keiner Zweckbindung unterliegt.
 Der "Soly" fließt in den Topf des Bundes und insofern ist das, was Amin Laschet in diesem Triel gesagt hat, genau wie wir es auch geschildert haben, tatsächlich unsinn.
 Weil der "Soly" eben nie irgendeiner Zweckbindung für den Aufbau ausunterlage, sondern ganz im Gegenteil.
 Er ist einfach nur in den Steuertopf gewandert und die politische Begründung, nicht die rechtliche Begründung.
 Und so in die politische Begründung hat sich dann im Laufe der Jahre geändert.
 Am Anfang war es vor allem der Irakrieg und so ein bisschen Einheit und dann 1995, als man den "Soly" verlängert hat.
 Da, wie darum, war dann tatsächlich die deutsche Einheit das politische Argument.
 Aber wie gesagt, das Geld ist nie spezifisch für die deutsche Einheit verwendet worden.
 Und deswegen ist das Argument von Amin Laschet auch quatsch zu sagen.
 Die deutsche Einheit ist als Zweck weggefallen. Deswegen ist der "Soly" verfassungswidrig.
 Ja, das ist halt diese Spannungsweil inzwischen der juristischen Argumentation und der politischen Argumentation.
 Juristisch ist die Sache klar, keine Zweckbindung.
 Politisch muss man sagen, war schon in diesem ersten Gesetz der Grund-Irakrieg und auch neue Bundesländer,
 das war politisch am Anfang schon beides die Begründung dafür, diese neue höhere Steuer einzuführen, die dann keine Zweckbindung wiederum hat.
 Also aus dieser Gemengelage, glaube ich, sind diese Irritationen entstanden.
 Aber ich denke, wir haben das jetzt hier klären können.
 In diesem Sinne würde ich sagen, Wolf, die Lage für diese Woche ist ausführlich ertet und abschließend analysiert.
 So würde ich jetzt auch sehen. Wir wünschen euch ein schönes Wochenende.
 Danke euch fürs Zuhören und freuen uns, wenn ihr wieder reinheit. Wenn wir die politischen Eignisse in Deutschland und der Welt zusammenkehren auf bald.
 Ciao! Tschüss!
